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Obwohl die SPD in Nordrhein-Westfalen einen ihrer besten Wahlsiege errang,
haben die CDU und die FDP ihr den Weg zur Regierung verlegt. Mit einer

Stimme Mehrheit — genau wie die erste Wahl Adenauers zum Bundeskanzler —
ist Meyers zum Ministerpräsidenten in Nordrhein-Westfalen gewählt worden.
Damit ist entgegen dem Willen des Wählers die alte CDU/FDP-Koalition wieder
zum Zuge gekommen. Der SPD hat es nichts genutzt, daß sie nach ihrem Wahl-
sieg der CDU politische Konzessionen gemacht hat. Es hat ihr nichts genutzt,
daß sie, um die CDU zur großen Koalition zu bewegen, die Deutschlandpolitik
der Bonner Regierung, den anmaßenden Alleinvertretungsanspruch, unterstützte
und dem provokatorischen Gesetz über das „freie Geleit" für die Redner der
SED zugestimmt hat: die CDU hält die Sozialdemokraten eisern von der Regie-
rungsgewalt fern. An dieser Tatsache ändern auch alle Entrüstungsstürme der
Sozialdemokraten nichts und der Vorwurf,die Handlungsweise der CDU in Nord-

rhein-Westfalen sei undemokratisch.

SPD in
Nordrhein

Wann hätte sich die CDU/CSU in der
bundesdeutschen Geschichte jemals et-
was daraus gemacht, ungeschriebene
Gesetze der Demokratie zu ignorie-
ren, wenn es sich darum handelt, die
Macht weiter in der Hand zu behalten.
Der Fraktionssprecher der sozial-
demokratischen Fraktion im nordrhein-
westfälischen Landesparlament, Kühn,
hat — ebenso wie Erler für die SPD-
Bundestagsfraktion — nunmehr eine
harte Opposition angekündigt. Das ist
nur zu hoffen, denn damit würde sie

nichts anderes als den Auftrag ihrer Wähler erfüllen. Es kommt aber nicht allein
auf die harte Opposition an, an die viele nicht glauben, denn die bisherigen
Erfahrungen haben gezeigt, daß sich die SPD noch nie zu einer konsequenten
Opposition aufschwingen konnte. Es gehört dazu auch, eine Alternative zur
Politik der CDU/CSU zu entwickeln. Davon ist aber leider bisher nur wenig zu
spüren.

wurde geprellt

Die Monologe der drei SPD-Vorsitzenden vor dem westdeutschen Fernsehen, die
der Bevölkerung als Ersatz für die Diskussionen in Karl-Marx-Stadt und Han-
nover geboten wurden, konnten nicht darüber hinwegtäuschen, daß die SPD vor
allem keine Alternative zur Deutschlandpolitik der Bonner Regierung präsen-
tieren konnte. Zwar hat Herbert Wehner davon gesprochen, man müsse nach
Formen des Miteinanderlebens suchen, und gleichzeitig festgestellt, daß keine
Seite der anderen ihren Willen aufzwingen könne, aber derartige Erklärungen
stehen in einem eklatanten Widerspruch zu dem, was der Parteivorsland der
SPD und die Bundestagsfraktion praktiziert. Wer nach Formen des Miteinander-
lebens sucht, muß zunächst einmal offiziell von der Existenz des Partners Kennt-
nis nehmen und auf den Anspruch verzichten, für ihn mitsprechen zu wollen.
„Normale Verhältnisse", wie sie Willy Brandl in der Fernsehrede gefordert hat,
wird man nur herstellen können, wenn, um noch einmal ein Wort Brandts zu
benutzen, „vernünftige Folgerungen" aus -den politischen Realitäten gezogen
werden.

Jetzt bleibt nur die Hoffnung, daß der Parteivorstand der SPD nach diesem
neuerlichen Fußtritt durch die CDU in Nordrhein-Westfalen sich endlich von der
Politik der Gemeinsamkeiten mit jenen abwendel, denen man jetzt mit Recht
undemokratische Haltung vorwirft, um seine Freunde dort zu suchen, wo sie
wirklich zu finden wären: in der Arbeiterschaft in den beiden Deutschland. sr
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Demagogie

Bei den seit Tagen tobenden Kämpfen
der Neger in den USA gegen eine re-
aktionäre Horde von weißen Rassisten
sind in den verschiedenen Städten sie-
ben Menschen getötet und einhundert
verletzt worden, zahlreiche darunter
sehr schwer. In Cleveland im Bundes-
staat Ohio wurde der Ausnahme-
zustand verhängt, und in zahlreichen
Städten ist die Polizei durch Soldaten
der Nationalgarde verstärkt worden.
Bezeichnend für den Charakter der
blutigen Auseinandersetzungen ist die
Tatsache, daß bisher nur Farbige ge-
tötet wurden.

Die Rassenunruhen in den USA, bei
denen es um nichts anderes geht, als
daß die farbige Bevölkerung ihre
Gleichberechtigung verlangt, sind ein
Beispiel für die politische Demagogie
der Johnson-Administration. Sie führt
in Vietnam, wo sie nichts verloren hat
und vom Volk nicht gerufen wurde,
einen grausamen Krieg, um angeblich
die Freiheit aufrecht zu erhalten, die
sie augenscheinlich im eigenen Land
für die farbige Bevölkerung nicht zu
sichern vermag. okolus



Wahlen in Nordrhein-Westfalen

Wähler erwarten von der SPD harte Opposition

Eine Demonstration gegen die CDU-Politik

Die Landtagswahlen im größten Bundesland haben eine Legende zerstört. Zwi-
schen Rhein und Ruhr, wo jeder dritte bundesdeutsche Wähler beheimatet ist, hat
die CDU eine Wahlniederlage erlitten, die einer demonstrativen Absage an die
politischen Ziele und die Herrschaft dieser Partei gleichkommt.

Eine Legende wurde zerstört, weil jetzt der Beweis vorliegt, daß die CDU keines-
wegs einen ewigdauernden Erbpachtvertrag mit dem westdeutschen Normal-
wähler hat, daß die Ergebnisse ihrer Politik in der Stadt, auf dem Lande und vor
allem in den industriellen Zentren gleicherweise auf Ablehnung stößt.

Keine Anpassung an die CD» - di •
Weilerführung des Kampfes g \>n sie
muß jetzt die Parole sein. Die CDU/
FDP kann die dringlichen Fragen an
der Ruhr nicht lösen, das zeigen die
letzten 8 Jahre ihrer Herrschaft.

Darum muß die SPD, gestützt auf die
Wählermehrheil und die Kraft der
Gewerkschaften, auf eine Änderung
der Politik drängen. Das könnte zu
einer vorzeitigen Neuwahl führen, in
der ohne Zweifel das Schicksal der
CDU/FDP-Regierung besiegelt würde.

H. C.

Die Wahlniederlage der CDU kann
darum nur als Niederlage ihrer in Bonn
und Düsseldorf praktizierten Politik
gewertet werden. Und diese Politik
hat sich eine solche Quittung redlich
verdient.

Die schleichende Inflation löst aller-
orten Unruhe aus; die widersinnige
Ausgabenpolitik Bonns ruft immer
stärkere Kritik hervor; die augen-
scheinliche Benachteiligung der großen
Masse des Volkes gegenüber den
Superreichen wird erkannt; das un-
demokratische Gehabe Bonns, vor al-
lem die Notstandsgesetze, rufen Be-
sorgnisse hervor; und nicht zuletzt
stößt die entspannungs- und friedens-
gefährdende Bonner Politik in der
Deutschlandfrage sowie das ständige
Verlangen nach Grenzkorrekturen im
Osten und Atomwaffen auf immer
größere Ablehnung.

Sicherlich spielt die Krise an der Ruhr
für die Höhe der CDU-Niederlage eine
gewisse Rolle. (Nur in einem einzigen
Ruhrwahlkreis, dem Essener Reiche*
Leute-Viertel, konnte sie einen Direkt-
kandidaten durchbringen.) Aber das
ist auch ganz natürlich, denn gerade an
der Ruhr erweist sich die Unfähigkeit
der CDU, die wirtschaftlichen, struk-
turellen und sozialen Probleme zu
meistern.

Das Ergebnis des Wählervotums
war unmißverständlich: Die CDU
schrumpfte auf 42,8 Prozent (1962
= 46,4 Prozent), die SPD erreichte
49,5 Prozent (1962 = 43,3 Prozent),
und die FDP erhielt 7,4 Prozent
(6. 9.) Aber CDU und FDP ignorie-
ren gemeinsam diesen Wählerwil-
len, sie haben mit ihrer rechneri-
schen Mehrheit von 0,7 Prozent der
Stimmen eine Koalition gebildet,
die den Bestand der Bonner Politik
in Bonn und Düsseldorf sichern soll.
Damit zeigt die CDU einmal mehr,
wie wenig sie sich demokratischen
Entscheidungen oder der Selbst-
bestimmung des Volkes zu unter-
werfen gewillt ist. Sie will — koste
es, was es wolle — an der Macht
bleiben.

Die Erwartungen der Wählermehrheit
richten sich nun auf die SPD. Heinz
Kühn und seine Verhandlungskommis-

sion haben nicht immer glücklich ope-
riert. Ihr Angebot zu einer großen
Koalition mit der CDU und die Zusiche-
rung, die Bonner Politik über den Bun-
desrat nicht zu „stören", haben an der
Ruhr Unwillen ausgelöst. Viele Wäh-
ler fühlten sich hintergangen, denn sie
hatten sich nicht für die SPD entschie-
den, um durch die Hintertür die CDU
am Steuer der Politik zu belassen. Nun,
der CDU reichte dieses Zugeständnis
nicht: sie wollte die Macht nicht teilen.
Das muß der SPD eine Lehre sein. Die
Ankündigung von Heinz Kühn, die
SPD werde jetzt eine „harte Oppo-
sition" abgeben, darf nicht auf die par-
lamentarische Praxis beschränkt blei-
ben. Die SPD-Frakion, der eine große
Zahl aktiver Gewerkschafter angehö-
ren, sollte sich auch zum konsequen-
ten Fürsprecher der Arbeitnehmer-
interessen an Rhein und Ruhr machen.
Der Wählerwille an der Ruhr, der eine
politische Umorientierung fordert, muß
jetzt mit Nachdruck im Parlament wie
auch im außerparlamentarischen Raum
vertreten werden.

Daraus ergibt sich die Schlußfolge-
rung: Nicht im Verzicht auf die
Auseinandersetzung mit der CDU,
sondern im offenen Kampf gegen
sie, mit einer eigenen sozialdemo-
kratischen Alternative, kann die
SPD siegen. Wäre das im ganzen
Land noch deutlicher geschehen,
hätte die SPD zweifellos die abso-
lute Mehrheit im Landtag errungen.

Und ein weiteres hat diese Wahl ge-
zeigt: Es ist falsch, von der Annahme
auszugehen,die SPD könne nur siegen,
wenn sie auf klare Auseinanderset-
zung mit der CDU-Politik verzichte
und als „Volkspartei" von der Inter-
essenvertretung der Arbeitnehmer ab-
rücke. Das Gegenteil ist eher richtig.
Dort, wo sozialdemokratische Kandi-
daten sich an die Seite der Gewerk-
schaften stellten und die direkte Unter-
stützung links von der SPD stehender
Kräfte erhielten, konnte die SPD ihren
größten Stimmenzuwachs verzeichnen.
So in Bottrop um 14 Prozent und in So-
lingen um 12,4 Prozent gegenüber dem
Landesdurchschnitt von 6,2 Prozent im
Vergleich zu 1962.

Parfeienfinanzierung
grundgesefzwidrig

Die staatliche Subventionierung der
politischen Parteien verstößt gegen das
Grundgesetz. Das hat der Zweite Se-
nat des Bundesverfassungsgerichts
festgestellt und damit jede Finanzie-
rung der politischen Parteien aus der
Staatskasse für verfassungswidrig er-
klärt. Auch die Zweckbindung staat-
licher Zuwendungen an die Parteien
für — wie es so schon schön heißt —
„politische Bildungsarbeit" kann die
Verafssungswidrigkeit nicht beheben.
In einem Anfall von Bewußtseinsspal-
tung hat das Verfassungsgericht jedoch
die Möglichkeit offen gelassen, den
politischen Parteien „die notwendigen
Kosten eines angemessenen Wahl-
kampfes" aus der Staatskasse finan-
zieren zu lassen. In diesem Fall aber
müssen die Zuwendungen auch den
Parteien zufließen, die nicht im Bundes-
tag vertreten sind, weil sie die un-
demokratische Fünf - Prozent - Klausel
nicht überspringen konnten.

Mit dieser Entsdieidung hat das Bun-
desverfassungsgericht besonders die
CDU/CSU und die FDP getroffen, die,
ohne ausreichend Mitglieder zu haben,
bisher von den Geldern der Industrie
und von den Staatszuschüssen gelebt
haben. Die SPD trifft diese Entschei-
dung weniger hart, weil sie in der
Lage ist, einen wesentlichen Teil ihrer
Aufwendungen aus den Mitgliedsbei-
trägen zu finanzieren.

Das, was den Steuerzahler bisher am
meisten empörte, war die Tatsache,
daß die drei Bundeslagsparteien die
Staatszuschüsse für sich allein bewil-
ligt haben, ohne daß auch die nicht im
Bundestag vertretenen Parteien daran
beteiligt waren. Das hat das Bundes-
verfassungsgericht ebenfalls für grund-
gesetzwidrig erklärt, eine Entschei-
dung, die man nur begrüßen kann,
denn die Subventionierung der Bun-
destagsparteien allein hatte nicht zu-
letzt den Effekt, diesen drei Parteien
zu einem politischen Monopol zu ver-
helfen.
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Z&im Thema: Frieden und Freiheit für Vietnam

Der Dialog
und die Wahlen

Bei der Wahl in Nordrhein-Westfalen
hat sich gezeigt, daß die positive Re-
aktion der Sozialdemokratischen Par-
tei auf die von der SED für eine Dis-
kussion gemachten Vorschläge, die
Partei einen gewaltigen Schritt nach
vorn gebracht hat. Damit wurde die
Legende widerlegt, nur der könne in
der Bundesrepublik politische Erfolge
haben, der die CDU im Antikommunis-
mus zu übertrumpfen versucht.

Dennoch ist aus dem Rednerauslausch
nichts geworden. Warum? Das Bonner
Gesetz „über die befristete Freistel-
lung von der deutschen Gerichtsbar-
keit" mutet den Rednern der SED die
grundsätzliche Unterwerfung unter die
Gerichtsbarkeit westdeutscher Staats-
anwälte zu. So aber konnte kein Ge-
spräch gleichberechtigter Partner zu-
stande kommen.

Die Vorsitzenden der SPD, Brandt,
Erler und Wehner, selbst an diesem
fragwürdigen Gesetz beteiligt, sind
vom Dialog in den Monolog geflüch-
tet, in die Fernsehansprache an unsere
„lieben Landsleute im Osten und We-
sten des geteilten Deutschlands". Sie
bekannten sich alle drei zur Wieder-
vereinigung, doch keiner antwortete
auf die Frage der SED, wie sie sich
denn ein wiedervereintes Deutschland
vorstellen, ob darin die Banken und
die Multimillionäre wie Friedrich Flick
den Ton angeben sollen oder jene 80
Prozent der Bürger, die als Lohn- und
Gehaltsempfänger die übergroße Mehr-
heit der Bevölkerung darstellen. Aber
ist nicht gerade das die entscheidende
Frage?

Mit dem Fernsehmonolog vom 14. Juli
ist sicherlich der Dialog zwischen den
Arbeitern und ihren Parteien östlich
und westlich der Werra nicht begra-
ben. Nunmehr wird die entscheidende
Frage in allen Arbeiterorganisationen,
besonders in den Gewerkschaften, zu
diskutieren sein. Das kann nicht ohne
Einfluß auf die Haltung des Parteivor-
standes der SPD bleiben.

Inzwischen hat sich in Düsseldorf auch
herausgestelll, daß die Zustimmung
der SPD zu dem vom überholten Anti-
kommunismus diktierten Gesetz über
das „freie Geleit" von der CDU nicht
durch die erhoffte Bereitschaft zur gro-
ßen Koalition honoriert wurde. Die
wahren Verbündeten der Sozialdemo-
kratie in der Bundesrepublik sind
eben nicht die Erhard und Dufhues,
sondern gerade jene, denen Herbert
Wehner immer noch die kalte Schulter
zeigt.

Die jüngsten amerikanischen Bombenangriffe auf das Gebiet von Hanoi und den
Hafen Haiphong tragen die unmittelbare Gefahr in sich, den Krieg in Vietnam
zu einem Weltkonflikt auszuweiten. Die Verurteilung dieses letzten Aktes der
Eskalation durch den Generalsekretär der Vereinten Nationen und die breite
Öffentlichkeit unterstreicht die Notwendigkeit, diesen Krieg zu beenden und
dem vietnamesischen Volk seine volle nationale Unabhängigkeit zu gewähr-
leisten. So heißt es in einem Aufruf des Weltfriedensrates, der zum 12. Jahrestag
der Unterzeichnung des Genfer Abkommens veröffentlicht worden ist:

Der unmenschliche und unmoralische
Charakter dieses Krieges, die mörde-
rische Ausrottung der Zivilbevölke-
rung, die Anwendung von Giftgas und
das Foltern von Kriegsgefangenen hat
eine weltweite Entrüstung hervorge-
rufen, und im amerikanischen Volke
selbst wächst der Widerstand gegen
die Vietnampolitik der Johnson-Admi-
nistration.

Daß die Bundesregierung zu den we-
nigen Regierungen in der Welt gehört,
die sich offen an die Seile der USA
stellen und diesen unmoralischen Krieg
mit sogenannten humanitären Hilfs-
maßnahmen unterstützen, charakteri-

Warschauer-Pakf-Staafen
gegen Vietnam-Krieg

Die Konferenz der Staaten des War-
schauer Paktes haben sich in einer
scharfen Resolution gegen den Viet-
nam-Krieg gewandt. In der Erklärung
heißt es, daß die Konferenz die Ag-
gressionsakte der Vereinigten Staaten
verurteilt und die USA für alle Fol-
gen, die sich aus der Ausbreitung des
Krieges ergeben, verantwortlich macht.
Niemand werde sich durch die Erklä-
rungen der amerikanischen Regierung
täuschen lassen, sie sei zu Verhand-
lungen bereit, wenn diese Erklärungen
mit der Fortsetzung und Steigerung
des Krieges begleitet würden.

Darüber hinaus hat die Konferenz ein
europäisches Aktionsprogramm der
Öffentlichkeit vorgelegt, in dem es
unter anderem heißt: „Die Unterzeich-
nerländer der Deklaration sind der
Meinung, daß die Notwendigkeit da-
für herangereift ist, Maßnahmen zur
Minderung vor allem der militärischen
Spannungen in Europa zu ergreifen.
Ein radikales Mittel dazu wäre die
gleichzeitige Auflösung der bestehen-
den Militärbündnisse, und die heutige
Lage macht das möglich. Die Regie-
rungen unserer Staaten haben wieder-
holt darauf hingewiesen, daß, falls der
Nordallantikpakt seine Gültigkeit ver-
liert, auch der Warschauer Vertrag
außer Kraft treten wird und daß ihren
Platz ein System der europäischen
Sicherheit einnehmen muß.

siert die Aggressivität ihrer Politik
ebenso wie das Telegramm des Bun-
despräsidenten anläßlich des amerika-
nischen Unabhängigkeitstages, mit
dem das bundesdeutsche Staatsober-
haupt den USA „als Vorkämpfer der
Freiheit gegen die Mächte der Unter-
drückung in Südostasien" wünscht,
erfolgreich zu sein.

Damit stehen Bundespräsident und
Bundesregierung in einem offenen
Widerspruch zur Mehrheit der Be-
völkerung der Bundesrepublik. Eine
Umfrage der Wickert - Meinungs-
forschungsinstitute in Tübingen er-
gab, daß die Bevölkerung der Bun-
desrepublik die Vietnampolitik der
USA verurteilt. 48 Prozent sprachen
sich direkt gegen die amerikanische
Aggression aus, und nur 26 Pro-
zent fanden für den grausamen
Krieg Verständnis. In der Arbeiter-
schaft selbst gab es nur 14 Prozent,
die diesen Standpunkt teilen.

Die immer drohender werdende Gefahr
eines weltweiten Krieges, provoziert
durch die amerikanische Aggression in
Vietnam, zwingt aber die Menschen
in der Bundesrepublik dazu, entschie-
dener als bisher Frieden für Vietnam
zu fordern. Die Propaganda der regie-
rungstreuen Zeitungen will zwar den
Eindruck erwecken, als sei es Nord-
vietnam und die südvietnamesische
Befreiungsfront, die Friedensverhand-
lungen bisher verhindert hätten. Tat-
sache aber ist, daß der Friede in Viet-
nam sofort wiederhergestellt werden
könnte, wenn sich die USA mit ihrer
Militärmacht aus Vietnam zurückzie-
hen würden. Auf diese Forderung kön-
nen die Vietnamesen nicht verzichten,
denn das Beispiel des von den USA
hintertriebenen Genfer Abkommens
zeigt, daß eine dauerhafte Befriedung
Vietnams nur möglich ist, wenn das =
Volk frei und allein entscheidet.

Der Krieg in Vietnam ist nicht nur ein
Krieg gegen ein kleines Volk, Tau-
sende von Kilometern von Europa ent-
fernt; es ist ein Krieg gegen die fried-
liebende Menschheit schlechthin. Es ist
ein Krieg, der uns alle vernichten kann.
Und darum müssen die Proteste gegen
das Morden in Vietnam nachdrücklich
unterstützt werden, nicht zuletzt von
den Gewerkschaften, die es sich selbst
zur Aufgabe gemacht haben, für den
Frieden ihre ganze Kraft einzusetzen.
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Konzentration in der Stahlindustrie

Stahlkontore zur Beherrschung der Montanindustrie

IG Metall fordert Mitbestimmung und öffentliche Kontrolle

Die Stahlindustrie nutzt die Situation. Obwohl es in der Bundesrepublik ein
Kartellgesetz gibt und die Montanunion einen kartellmäßigen Zusammenschluß
untersagt, haben 31 westdeutsche Stahlwerksfirmen die Bildung eines Stahl-
syndikates beschlossen. Formell sollen vier Stahlkontore gebildet werden, und
der Antrag dafür ist inzwischen bei der Hohen Behörde in Luxemburg gestellt
worden. Schon im vergangenen Jahr war bereits eine beachtliche Konzentration
in der Stahlindustrie erfolgt, und die Fusion von Hösch/Dortmund-Hörder Hütten-
verein hat sogar zur Errichtung eines internationalen Stahlkonzerns geführt.

Um den Montanunions-Vertrag, der
marktbeherrschende Gebilde der Mon-
tanindustrie verbietet, zu umgehen,
sollen anstelle eines einzigen Stahlsyn-
dikates vier Verkaufskontore gebildet
werden, die angeblich untereinander
konkurrieren sollen. Für diese Kon-
struktion gibt es in der Kohlewirtschaft
an der Ruhr einen entsprechenden
Vergleich: Hier sind es zwei Verkaufs-
gesellschaften, die zwar auch keine
monopolistische Preispolitik betreiben
sollten, aber bei beiden sind die Preise
für Kohle und Koks bis auf den Pfen-
nig gleich hoch. Auch hier hat die hohe
Behörde beide Augen zugedrückt.
Wenn also gesagt wird: Die vier
Stahlkontore konkurrieren auf allen
Märkten miteinander, kann man nur
lächeln.

Die formelle Aufgabe der Kontore ist
der Verkauf der Produktion. Die Walz-
aufträge sollen zu großen Walzlosen
zum Zwecke der Rationalisierung zu-
sammengefaßt werden. Gleichzeitig
aber werden die Stahlkontore auch
die Quoten bestimmen und die Auf-
träge auf kostengünstige Werke ver-
teilen. Das heißt aber nichts anderes,
als daß sie ältere Betriebe, die nicht
konkurrenzfähig erscheinen, stillegen
können. Damit wird das Beispiel der
Zechenstillegung auch bei den Stahl-
werken praktiziert und gleichzeitig
eine Welle von weiteren Fusionen aus-
gelöst werden.

Hier also werden Pläne für Entlas-
sungen in der Stahlindustrie ange-
kündigt. Der Rheinstahl- und der
Krupp-Konzern hatten diese Entlas-
sungswelle bereits eingeleitet. Nur
durch die spontane Arbeitsnieder-
legung haben die Stahlwerker vom
Bochumer Verein die Zurücknahme
der Entlassungspläne erzwungen.
Man kann aber fest damit rechnen,
daß die Stahlbosse ihre Pläne um
höhere Profitabilität ihrer Werke
auf Kosten der Belegschaften nicht
aufgegeben haben.

Die Manager der Stahlindustrie reden
und schreiben stets von „Wettbewerbs-
verzerrungen" auf dem Stahlmarkt.
Sie behaupten, daß in den anderen
westeuropäischen Ländern die Stahl-
industrie hinsichtlich der Steuer, Zölle
usw. Vorteile genießen, die der deut-
schen Stahlindustrie nicht gewährt
werden. Tatsächlich aber wurden im
Jahre 1964 in der Bundesrepublik mit
37,3 Millionen Tonnen die höchste
Stahlerzeugung innerhalb der Montan-
union erzielt. Im vergangenen Jahr
wurden 36,7 Millionen Tonnen produ-
ziert, und im ersten Halbjahr 1966 er-
reichte die Stahlproduktion mit 18,31
Millionen Tonnen das Ergebnis des
Vorjahres. In einem „SpiegeT'-Inter-
view" erklärte dazu Dr. Sohl:

„Mit 36 Millionen Tonnen haben wir
noch eine Kapazitätsausnutzung von

80 Prozent, und das gilt international
als eine durchaus normale Auslastung."
Von einer Krise in der Stahlindustrie
oder einer Notsituation kann darum
nicht die Rede sein.

Mit Recht macht die IG Metall ihre
Zustimmung zu den Verkaufskonloren
von der Zusicherung der qualifizierten
Mitbestimmung in diesen Institutionen
abhängig, und ebenso berechtigt ist
ihre Forderung auf öffentliche Kon-
trolle. Die Gewerkschaften unterstüt-
zen zwar jede sinnvolle Rationalisie-
rung und Spezialisierung, die zumeist
nur in größeren Produktionseinheiten
möglich ist. Zugleich müssen sie aber
auch die Gefahren des Konzentrations-
prozesses für die Sicherung der Ar-
beitsplätze, die soziale Sicherheit des
einzelnen Arbeitnehmers und die An-
fälligkeit für den Machtmißbrauch im
Auge behalten.

Angesichts der Erfahrungen, die in
Deutschland mit den Vereinigten Stahl-
werken gemacht werden mußten, die
maßgeblich denMachtantritt des Natio-
nalsozialismus ermöglichten, ist es
nicht nur aus sozialen Gründen drin-
gend notwendig, die Mitbestimmung
der Gewerkschaften in den „Stahlkon-
toren" zu sichern, sondern ebensosehr
aus politischen. Bedenklich am bis-
herigen Verlauf der Dinge ist, daß die
Unternehmer, ohne Abstimmung mit
den Gewerkschaftsvertretern, um die
Genehmigung ihres Vorhabens bei den
Behörden der Montanunion nachsuch-
ten. Nicht einmal die Aufsichtsräte al-
ler Firmen wurden um Zustimmung
gebeten, obwohl ohne die Aufsichts-
räte eine Verwirklichung der Stahl-
kontore nicht erfolgen kann.

Die IG Metall hat gegen diese Metho-
den Protest angemeldet und angekün-
digt, sie werde sich gegen die Einfüh-
rung der Stahlkontore stemmen, wenn
nicht gleichzeitig die Mitbestimmungs-
rechte der Gewerkschaften gesichert
seien. Eine Konferenz der IG Metall
wird in Düsseldorf über die nötigen
Maßnahmen beschließen. Dr. Tu.

Höchste Steuerbelastung
in der Bundesrepublik

Ein altes Schlagwort der Großindustrie
lautet: „Kartelle sind Kinder der Not."
Die Stahlindustrie will der Öffentlich-
keit glauben machen — so auch Dr.
Sohl —, daß sie keine Gewinne mehr
erzielen könne und darum weiter ra-
tionalisieren müsse, was zweifellos
eine Verringerung der Arbeitsplätze
in der Stahlindustire zur Folge haben
wird. Ganz unverblümt schreibt das
„Düsseldorfer Handelsblatt" dazu:

„Die Kontore sollen durch die ihnen
zu übertragenden Rationalisierungs-
aufgaben dazu beitragen, die Arbeits-
plätze der Stahlindustrie langfristig zu
sichern. Andererseits sind jedoch die
vorgesehenen Rationalisierungs- und
Spezialisierungsmaßnahmen unver-
meidlich mit der Einsparung von Ar-
beitskräften verbunden."

Die höchste Steuerbelastung in den
westlichen Ländern haben nach wie
vor die Bundesbürger zu tragen. Das
geht aus den Worten des Bundes-
finanzministers Dr. Dahlgrün hervor,
der vor einiger Zeit erklärte, daß,
wenn man die Gesamtbelastung in Be-
ziehung zum Bruttosozialprodukt setzt,
die Bundesrepublik mit einer Steuer-
belastung von 24 Prozent an der Spitze
aller EWG-Länder liegt. In Frankreich
und in den Niederlanden lauten diese
Kennziffern 23,8 Prozent, in Italien 21,1
Prozent und in Belgien 20,6 Prozent.
Auch in den USA ist die Steuerbela-
stung mit 22,1 Prozent wesentlich ge-

ringer als in der Bundesrepublik, ganz
zu schweigen von der Schweiz, wo nur
15,7 Prozent des Sozialproduktes vom
Staat abgeschöpft werden.

Nach dem vorläufigen Ansatz im
neuen Bundesetat soll jeder einzelne
der 55 Millionen Bundesbürger im
Durchschnitt 1188 DM im Jahr in die
Bundeskasse zahlen. Der Staat rechnet
mit einer Steuereinnahme von 65,370
Milliarden DM. Dazu kommt aber noch
der Anteil, den der Bundesbürger an
Steuern und Abgaben zu leisten hat,
die von den Ländern und Gemeinden
erhoben werden.
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Ersatz für fehlende Energiepolitik

Das Gesetz über die Kohlenverstromung kein Ausweg aus der Kohlenkrise

Feierschichten werden nicht „subventioniert”

Auf der Funktionärkonferenz der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie
versuchte der Vorsitzende, Walter Arendt, die Erregung der Funktionäre damit
zu besänftigen, daß er das damals in Aussicht stehende Gesetz über die „Ver-
stromung von Steinkohle" als eine grundlegende Maßnahme zur Besserung der
Absatzlage für Steinkohle bezeichnete. Dieser Optimismus war in keiner Weise
berechtigt. Seiner Anlage und seiner Bestimmung nach wird dieses Gesetz eben-
sowenig eine grundsätzliche Besserung der Kohlenabsatzlage herbeiführen, wie
es die bisherigen Regierungsmaßnahmen vermocht haben. Schon das erste Ver-
stromungsgesetz vom 12. August 1965 sollte einen Anreiz für den Mehrverbrauch
von Steinkohle verschaffen; daß man innerhalb eines Jahres ein zweites Gesetz
brauchte, zeigt schon, wie wenig selbst die Initiatoren diesem Gesetz vertrauen.

Das Gesetz vom August 1965 sieht vor,
daß neue Kraftwerke, die sich ver-
pflichten, zehn Jahre lang nur Stein-
kohle zu verbrauchen, eine Sonder-
rücklage in der Höhe von 45 Prozent
der Baukosten bilden können. Diese
Sonderrücklage kann nach zehn Jahren
steuerfrei an die Aktionäre ausge-
schütlet werden. Um einen solchen
Sonderprofit —um etwas anderes han-
delt es sich nicht — zu erzielen, muß
er natürlich erst „verdient" werden,
was doch nur durch einen entsprechen-
den Preisaufschlag für den gelieferten
Strom möglich ist.

Die Kraftwirtschaft selbst hat zu er-
kennen gegeben, daß nach diesem Ge-
setz nicht mehr, sondern unter Um-
ständen weniger Kohle verbraucht
würde. Denn eine nüchterne Redinung
ergibt, daß es profitabel sein kann, an-
stelle älterer, aber noch produktiver
Kraftwerke neue zu bauen, mit der
Möglichkeit, die oben zitierten Son-
derrücklagen zu bilden. Aber neue
Kraftwerke verbrauchen für die glei-
che Stromerzeugung sehr viel weniger
Kohle — oft nur die Hälfte! — als die
älteren Werke.

Ein Weg zu höherem Steinkohle-
verbrauch ist also mit diesem Ge-
setz nicht gefunden worden: sein
Ergebnis ist lediglich eine gesetz-
liche Sicherung eines Extraprofites
für die Aktionäre, einmal durch die
Bildung der Sonderrücklage und
der Einsparung von mindestens 40
Prozent Kapitalertrags- und Ein-
kommenssteuer.

Das zweite Verstromungsgesetz soll
nun den Anteil der Kohle an der Ener-
giegewinnung auf 50 Prozent stabili-
sieren. Um dieses Ziel zu erreichen,
soll für den Verbrauch von Steinkohle
aus den Montanunionsländern, das
heißt aber besonders aus der Bundes-
republik, ein Zuschuß bezahlt werden.
Die Höhe dieses Zuschusses wird in
jedem einzelnen Fall vom Bundesamt
für die gewerbliche Wirtschaft fest-
gesetzt. Er soll die Mehrkosten abgel-
ten, die beim Verbrauch von Kohle
anstelle von Heizöl entstehen würden.
Steuerliche Vorteile aus dem ersten
Verstromungsgesetz werden dabei an-
gerechnet, Die Zahlungen sind für eine

Dauer von zehn Jahren vom Zeitpunkt
der Inbetriebnahme 1. Juli 1966 bis
30. Juni 1976 festgelegt, können sich
also bis zum Jahre 1981 hinziehen. Der
finanzielle Aufwand wird von der
Bundesregierung mit 1,5 Milliarden DM
angegeben.

Im einzelnen können nach § 1 des Ge-
setzes subventioniert werden:

1. Kraftwerke, die vor dem 1. Juli
1966 in Betrieb genommen worden
sind und eine über die Vergleichs-
zeit 1965 hinausgehende zusätzliche
Menge Kohle verbrauchen, für zehn
Jahre;

2. die neu errichteten Kraftwerke, die
vom 1. Juli 1966 bis 30. Juni 1971
in Betrieb genommen werden und
nur Kohle verbrauchen.

Für Kraftwerke, die vor dem 1. Juli
1966 in Betrieb genommen werden, be-
darf der Verbrauch von Heizöl jetzt
allgemein der Genehmigung. Sie dür-
fen demnach nicht auf Ölverbrauch
umgestellt oder, wenn sie sowohl
Kohle als auch öl verfeuern, darf die
Referenzmenge öl nicht überschritten
werden. Ausnahmen sind dabei zuläs-
sig, so unter anderem, wenn sich die
Kraftwerke die Mehrkosten nicht durch
Zuschüsse abgelten lassen. Die gleiche
Genehmigungspflicht besteht für die
neu eingerichteten Kraftwerke, die in
der Zeit vom 1. Juli 1966 bis zum 30.
Juni 1971 in Betrieb genommen wer-
den oder in der Zeit leistungsstei-
gernde Erweiterungen vorgenommen
haben, für die Dauer von zehn Jahren
nach der Inbetriebnahme. Die Geneh-
migung für den Verbrauch von Heizöl
für die neuen Kraftwerke muß aber
nach dem Gesetz erteilt werden, wenn
das gesamtwirtschaftliche Interesse es
erfordert oder der Verbrauch von
Kohle wirtschaftlich unzumutbar wäre.
Die Genehmigung kann erteilt wer-
den, wenn dadurch das Ziel, nämlich
die Erhaltung eines Anteils der Kohle
von 50 Prozent an der Stromgewinnung,
nicht gefährdet wird. Sie kann ferner
„befristet inhaltlich beschränkt erteilt
sowie mit Bedingungen und Auflagen
verbunden werden."
Beim Bundesamt für gewerbliche Wirt-
schaft, das die Genehmigungen zu er-
teilen hat und damit gewissermaßen 

eine Aufsichtsfunktion über die Kraft-
wirtschaft erhält, wird ein Beirat gebil-
det, der das Bundesamt bei der Durch-
führung des Gesetzes beraten soll. Es
setzt sich zusammen aus drei Vertre-
tern des Bundesrates, drei Vertretern
des Bundes der Deutschen Industrie
und je einem Vertreter der Vereini-
gung Deutscher Elektrizitätswerke, der
Vereinigung Industrieller Kraftwirt-
schaft, der Wirtschaftsvereinigung
Bergbau und des Mineralölw’irtschafts-
verbandes. Außer den drei Vertretern
des Bundesrates besteht dieser Beirat
aus sieben Vertretern von Unterneh-
merverbänden, die die Energiewirt-
schaft beherrschen. Vertreter der Ver-
braucher oder der Gewerkschaften —
des DGB, der IGBE oder der Gewerk-
schaft OTV — sind für den Beirat nicht
vorgesehen.

Daß mit diesem zweiten Gesetz ein
Mehrverbrauch von Steinkohle für die
Stromerzeugung ebensowenig gesi-
chert ist wie mit dem Gesetz von 1965,
daüber gibt es bei den Fachleuten kei-
nen Zweifel. Zwar sagt die Bundes-
regierung zur Begründung des zweiten
Verstromungsgesetzes, daß den Kraft-
werken zwei Millionen Tonnen Kohle
pro Jahr zusätzlich zugeführt würden.
Aber bis zum Jahre 1971 soll der
Kohleverbrauch in den Kraftwerken
von 33 Millionen Tonnen im Jahre
1965 auf 42 Millionen Tonnen herauf-
gebracht werden: Ein solch geringer
Mehrverbrauch von Kohle in fünf Jah-
ren sollte auch ohne Subventionen er-
reicht werden können. Das Gesetz ist
darum völlig unbefriedigend. Eine
Verbesserung bringt es ebensowenig,
wie es die Kohleeinfuhr amerikani-
scher Kohle verhindern könnte. Die
Feierschichten im Bergbau werden dar-
um weiter zunehmen, nur die Berg-
arbeiter werden nicht „subventioniert".
Und von der Zusicherung, den Berg-
leuten sollten die Feierschichten be-
zahlt werden, die der Ministerpräsi-
dent Meyers verkündet hat, ist nach
der Wahl nichts mehr zu hören.

Eine grundlegende Änderung der Koh-
lenkrise ist nur möglich durch eine
durchgreifende Änderung der Energie-
politik der Bundesregierung. Erforder-
lich ist ein Gesetz, das die Verwendung
von Erdöl für die Verstromung unter-
sagt, um nicht weiter in eine unerträg-
liche Abhängigkeit der Energieversor-
gung von ausländischen Erdölkonzer-
nen zu geraten. Zur Zeit ist der Ver-
brauch von Erdöl zur Energiegewin-
nung noch relativ gering — für 1966
beträgt er etwa fünf Millionen Tonnen,
das sind vergleichbar 7,1 Millionen
Tonnen Steinkohleeinheiten —, aber
er steigt sprunghaft an, allein 1966 um
43 Prozent, und droht die Kohle auch
hier zurückzudrängen.

Für die Kumpel an Rhein und Ruhr
bringt das Gesetz kein Ende in der
Stillegungs- und Entlassungswelle.
Eine Wende der Energiepolitik der
Bundesregierung bedeutet daher auch
dieses Gesetz nicht. Es bietet nicht den
Kumpels, sondern dem Großkapital
ein „Glück auf". Alfred Stein
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Wirtschaftspolitisches Notstandsgesetz

Fragwürdige Stabilisierungspolitik der Erhard-Regierung

Finanzhoheit der Länder und Gemeinden unter Kuratel

Die Bundesregierung hat ein „Gesetz zur Sicherung der wirtschaftlichen Sta-
bilität" (Konjunkturrahmengesetz) verabschiedet. Sie hält dieses Gesetz für so
dringend notwendig, daß sie den Bundestag drängt, es, entgegen allen Gepflogen-
heiten der urlaubshungrigen Abgeordneten, sogar während der sommerlichen
Sitzungspause in Sondersitzungen anzunehmen. Zu dieser überstürzten Eile
drängt Bonn, obwohl das Gesetz nicht nur einsdineidende Änderungen des Haus-
haltsrechts, sondern sogar „die weitreichendste Grundgesetzänderung seit Beste-
hen der Verfassung" (Frankfurter Rundschau vom 23. 6.) erforderlich macht.

Was ist passiert? Ist etwa eine umfas-
sende Wirtschaftskrise ausgebrochen,
oder steht sie unmittelbar bevor? Kei-
neswegs, denn die jüngsten Maßnah-
men der Bundesbank galten ja der
Drosselung der konjunkturellen Ent-
wicklung. Es liegt also die Vermutung
nahe, daß die ganze Hektik um den
Gesetzentwurf und ebenso dieser selbst
mit der Konjunktur primär überhaupt
nichts zu tun haben.

Die wirkliche Ursache, warum die
Bundesregierung sich, entgegen den
heute noch gültigen Bestimmungen des
Grundgesetzes, eine beträchtliche Aus-
weitung ihrer Eingriffsmöglichkeiten
in die Wirtschaft verschaffen will, ist
eine ganz andere. Sie wird klar, wenn
man sich eines der Kernsätze aus der
Regierungserklärung Erhards vom No-
vember letzten Jahres erinnert: „Wirt-
schaftliche Kraft münzt sich um in poli-
tische Stärke“, meinte er damals und
hob hervor, daß „die starke wirtschaft-
liche Geltung der deutschen Außen-
politik ein besonders wirksames In-
strument in die Hand geben“.

Ganz so, wie dieser Zusammen-
hang zwischen Ökonomie und Poli-
tik damals mit Nachdruck betont
wurde, sind die jetzt vorgesehenen
Maßnahmen gemeint: es geht der
Bundesregierung nicht um kon-
junkturelle, sondern um politische
Ziele. In erster Linie benötigt sie
eine Erhöhung der Leistungsfähig-
keit der Wirtschaft, um ihre aggres-
siven Pläne mit größerem Nach-
druck betreiben zu können. Das
„Konjunkturrahmengesetz“ dient
dazu, die beschleunigte Aufrüstung
bei gleichzeitiger Expansion der
deutschen Monopole auf dem Welt-
markt zu verkraften.

Mit Hilfe des Konjunkturrahmengeset-
zes soll ein stets größerer Teil des
Sozialprodukts in die Bonner Kasse
fließen. Zwar heißt es im Paragraphen 1
des Entwurfs ganz allgemein, „Bund
und Länder haben ihre wirtschafts-und
finanzpolitischen Maßnahmen so zu
treffen, daß sie zur Wahrung des Geld-
wertes bei hohem Beschäftigungsstand,
außenwirtschaftlichem Gleichgewicht
und angemessenem Wirtschaftswachs-
tum beitragen". Aber das entschei-
dende bei dieser Zielstellung ist eben, 

daß sie unter Aufrechterhaltung des
Primats der Rüstung verwirklicht wer-
den soll.

Das Gesetz greift tief in die bisherigen
Kompetenzen von Ländern und Ge-
meinden ein. Diese haben künftig ihre
Haushalte langfristig zu planen und
Investitionsprogramme aufzustellen,
die „nach Dringlichkeit gegliedert
sind". Was am dringlichsten ist, wird
aber in Bonn bestimmt: nicht mehr die
eigenen Bedürfnisse der Länder und
Gemeinden genießen in deren Haus-
halten den Vorrang, sondern die Ziele
der Bundesrepublik eine Reduzierung
der Regierungspolitik. Das heißt:
Wenn künftig die konjukturelle Lage
der Staatsaufgaben erforderlich macht,
so sollen nicht mehr nur die Bundes-
ausgaben für das Sozial- oder Bil-
dungswesen verringert, sondern Län-
der und Gemeinden werden — nach
der in Bonn festgelegten „Dringlich-
keit" das gleiche tun müssen. Es ist
weiter vorgesehen, in konjunkturell
guten Zeiten bereits eine „Konjunk-
turrücklage" zu schaffen; die in Bonn
festgelegten Prioritäten werden also
nicht etwa nur in Krisenzeiten Bedeu-
tung haben. Die Finanzhoheit der Län-
der und Gemeinden wird darüber hin-
aus noch dadurch eingeschränkt, daß
ihnen künftig die Aufnahme von Kre-
diten und die Ausgabe von Schuldver-
schreibungen von der Bundesregie-
rung, ohne Zustimmung des Bundes-
rates, eingeschränkt oder sogar unter-
sagt werden kann.

Das föderalistische Prinzip des west-
deutschen Staatsaufbaus und die ver-
fassungsrechtlich festgelegte kommu-
nale Selbstverwaltung wird immer
mehr ausgehöhlt. Dieses Gesetz er-
innert an bestimmte Maßnahmen vor
dem zweiten Weltkrieg. Audi damals
gab es für die unteren staatlichen Ebe-
nen Kredit- und Emissionsverbote.

Aber mit dem neuen Gesetz sollen
nicht nur Länder und Gemeinden an
die Bonner Kette gelegt werden. Auch
im privatwirtschaftlichen Bereich will
sich die Bundesregierung bedeutende
Eingriffsrechte auf dem Gebiet der
Kredit- und Absdireibungspolitik ver-
schaffen. Mit solchen Maßnahmen wür-
den vor allem Klein- und Mittel-

betriebe getroffen, die am stärkstem
auf Fremdkapital angewiesen sind. So
wird also die sog. Stabilisierungspoli-
tik der Erhard-Regierung mit den
neuen gesetzlichen Regelungen sowohl
Länder und Gemeinden wie auch die
Klein- und Mittelbetriebe in ihre „For-
mierte Gesellschaft" eingliedern. Die
Bundesregierung erhält damit das
„währungspolitische Notstandsgesetz",
welches die „Zeitschrift für das ge-
samte Kreditwesen" kürzlich in seiner
Ausgabe vom 15. Mai 1966 gefordert
hat.

Mitgliederzahlen bei HBV steigen

Trotz weiterhin starker Fluktuation
unter den Beschäftigten, besonders im
Handel, ist es der Gewerkschaft HBV
durch eine intensive Werbung ge-
glückt, die Zahl der Mitglieder im letz-
ten Jahr um 6585 zu steigern. Das ent-
spricht der Zunahme des Mitglieder-
bestandes um 5,5 Prozent. Der Haupt-
vorstand der Gewerkschaft hat be-
schlossen, diese Werbung durch den
Ausbau der Vertrauensleutekörper in
den Betrieben, durch Intensivierung
der betrieblichen Jugendarbeit und die
Durchführung von Klassensprecher-
tagungen sowie durch Herausstellung
der Vorteile, die Gewerkschaftsmit-
glieder genießen, weiter voranzutrei-
ben.

Neuer Tarifvertrag der IG Metall

Für die Saarländische Eisen-und Stahl-
industrie, die Salzgitter-Hüttenwerke
AG und die Ilseder Hütte in Peine hat
die IG Metall neue Tarife abgeschlos-
sen. Nach der Metallarbeiterzeitung
tritt an der Saar die Verkürzung der
wöchentlichen Arbeitszeit von 40 Stun-
den bei vollem Lohnausgleich mit dem
1. Augusf 1966 in Kraft.

Die Ecklöhne werden bis zum 31. Mai
1967 von bisher 2,92 DM auf 3,60 DM
erhöht. Bei den Gehältern beträgt die
Anhebung 5 Prozent. Außerdem wurde
eine Absicherung der Löhne und Ge-
hälter bei Umsetzungen vereinbart,
die dem Abkommen für die Eisen- und
Stahlindustrie in NRW entspricht.

Bei den Hüttenwerken in Peine und
Salzgitter ist die Arbeitszeitverkür-
zung auf 4 OWochenstunden ab 1. Juli
1966 in Wirkung. Zum Ausgleich wer-
den die Tariflöhne (Ecklöhne) um
5 Prozent erhöht. In Zusatz- und Ände-
rungsverträgen zu den Manteltarif-
verlrägen wurden Abschnitte über
Lohn- bzw. Gehaltsgarantien aufge-
nommen. Werden Arbeitnehmer auf
Grund von Strukturveränderungen in-
folge von Rationalisierung auf gerin-
gerwertige Arbeitsplätze umgesetzt,
so wird ihnen nach Ablauf der Frist
für die Anderungskündigungen für
6 Monate ein Verdienst gewährleistet,
der 95 Prozent des Bruttoverdienstes
vor der eingetretenen Veränderung
beträgt.
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Nach dem Tarif abschluß

Kumpel sind mit dem neuen Bergbautarif unzufrieden

Aber keine Vertrauenskrise

Die große Funktionärkonferenz der Industriegewerkschaft Bergbau und Energie
halte bekanntlich nach einer leidenschaftlichen Diskussion den Lohnkompromiß
im Tarifstreil mit den Bergbauunternehmern mit großer Mehrheit abgelehnt.

Diese Entscheidung wurde vom Haupt-
vorstand der IGBE nicht respektiert,
vielmehr unterschrieb er das Abkom-
men; dem Hauptvorstand steht sat-
zungsgemäß die letzte Entscheidung in
Tariffragen zu. Diese Entscheidung hat
aber bei den Mitgliedern Unruhe aus-
gelöst, und die Kumpels fragen, wel-
chen Sinn die vom Hauptvorstand ge-
wünschte Stellungnahme der Funktio-
näre haben soll, wenn er sich nicht
ihrem Veto unterwirft.
In den Funktionär- und Mitglieder-
versammlungen der IGBE wird lebhaft
diskutiert, und die vorherrschende
Meinung der Mitglieder ist, daß sich
der Hauptvorstand taktisch nicht rich-
tig verhalten hat, als er dem Vertrags-
entwurf schon vor der Entscheidung
der Funklionärkonferenz zustimmte.
Richtiger wäre es nach Ansicht vieler
Mitglieder gewesen, vorerst die Mei-
nung einer Funktionärkonferenz zu
hören oder den Entwurf einer erneu-
ten Urabstimmung zu unterbreiten und
erst danach zu entscheiden. Das um so
mehr, als der Hauptvorstand einen
Lohnstfeik intensiv vorbereitet hat.
Jetzt ist bedauerlicherweise zwischen
Mitgliedern und Funktionären und
dem Hauptvorstand eine Kluft auf-
gerissen. Und wenn man auch nicht
von einer Vertrauenskrise gegenüber
dem Hauptvorstand sprechen kann, ist
die augenblickliche Situation dem ge-
werkschaftlichen Geist nicht förderlich.

Die Hauplangriffspunkte der Mitglie-
der gegen den neuen Tarifvertrag
sind einmal die zu gering bemessene
Lohnerhöhung von vier Prozent; dann
das enttäuschende Arbeitszeitabkom-
men, das bis Ende 1968 nur sechs der
elf Schichten in Fortfall bringen läßt —
jener Schichten, die die Bergleute als
einzige Berufsgruppe in der Bundes-
republik für die auf Wochentage fal-
lenden Feiertage nacharbeiten müs-
sen —, und endlich die zu lange Lauf-
zeit des Gesamtvertrages.
Die Forderungen der Bergarbeiter wa-
ren alles andere als maßlos, sie waren
sehr bescheiden. Die Enttäuschung der
Kumpels ist daher allgemein. Das
mußte auch der Bundeskanzler Erhard
erfahren, als er im Wahlkampf auf
dem Marktplatz in Gelsenkirchen-Buer
und in anderen Ruhrstädten die Pro-
teste der empörten Bergarbeiter zu
hören bekam. Mit Recht hat die CDU
sich bei den Landtagswahlen in den
Bergarbeiterstädten eine schwere Nie-
derlage geholt.
Die Befürchtungen vieler Funktionäre,
daß eine größere Anzahl von Mitglie-
dern aus Enttäuschung über den neuen

Tarifvertrag der Gewerkschaft den
Rücken kehren würde, hat sich glück-
licherweise nicht bestätigt. Das ist
aber nicht zuletzt auch ihr Verdienst,
denn schon auf der Funktionärkonfe-
renz in Bochum haben Diskussionsred-
ner an die Bergarbeiter appelliert, die
Organisation auf keinen Fall zu schwä-
chen, wie auch die Entscheidung aus-
fallen möge.

In der „Einheit", dem Organ des IGBE
vom 15. Juli, wurde in einem Artikel
behauptet, die illegale KPD habe in
Briefen zahlreiche Funktionäre auf-
gefordert, die Abhaltung eines außer-
ordentlichen Gewerkschaftstages zu
verlangen. Wie weit diese Meldung
auf Tatsachen beruht, ist nur schwer

Die Bezirksleitung Nordmark der IG
Chemie-Papier-Keramik hat in ihrem
Tarifgebiet für die Pflanzenölindustrie
ein Rationalisierungsabkommen abge-
schlossen. Vom 1. Juli 1966 ab sichert
dieser Vertrag die Rechte der gewerk-
schaftlich organisierten Arbeitnehmer
bei Umsetzung von Arbeitskräften in-
nerhalb eines Betriebes und bei Ent-
lassungen infolge Änderung der Pro-
duktions- und Arbeitstechnik durdi
Maschineneinsatz, Mechanisierung oder
Automation sowie bei Stillegungen
von Betriebsabteilungen als Folge von
Rationalisierungsmaßnahmen. Das Ab-
kommen legt den Betriebsleitungen
die Verpflichtung auf, „den Betriebs-
rat rechtzeitig von den geplanten Maß-
nahmen zu unterrichten und die Ein-
zelheiten der Auswirkungen für die
betroffenen Arbeitnehmer mit dem Be-
triebsrat zu beraten".

Weiter wird in dem Abkommen fest-
gelegt, daß bei Umsetzung auf einen
niedriger eingestuften Arbeitsplatz
innerhalb einer drei- bis siebenmona-
tigen Frist, je nach Dauer der Betriebs-
zugehörigkeit, der bisherige Durch-
schnittsverdienst weiterbezahlt wer-
den muß. Nadi einer Betriebszugehö-
rigkeit von 25 Jahren und nadi Voll-
endung des 55. Lebensjahres wird im
Falle der Umsetzung der bisherige
Durchschnittsverdienst fortgezahlt. 

festzustellen. Fest steht allerdings, daß
der Zweite Vorsitzende des IGBE, Vet-
ter, selbst nach der Abstimmung auf
der Funktionärkonferenz in Bochum
die Möglichkeit eines außerordent-
lichen Gewerkschaftstages angedeutet
hat.

Die Zukunft des Bergbaues steht mit
immer größerer Dringlichkeit auf der
Tagesordnung. Die neue Welle der
Stillegungen beunruhigt die Bergleute
sehr, und die Feierschichten nehmen
einen immer größeren Umfang an, wäh-
rend die Bezahlung, trotz aller Ver-
sprechungen der Regierung, keines-
wegs gesichert ist. Die Bergleute fürch-
ten auch, daß nach dem I. September
die Lage sich weiter verschlechtert. Es
wäre darum nicht falsch, wenn über
einen außerordentlichenGewerkschafts-
tag die Landesregierung von Nord-
rhein-Westfalen mit den Existenzfra-
gen des Bergarbeiters konfrontiert
würde. Gleichzeitig könnte er manche
Frage bereinigen und neue Ausgangs-
punkte für eine gedeihliche Arbeit
finden. Gewiß wird es auch Argumente
gegen die Abhaltung eines Gewerk-
schaftstages geben; man müßte die
verschiedenen Gesichtspunkte gegen-
einander abwägen. A. S.

Die Arbeitnehmer, die zehn Jahre dem
Betrieb angehören und das 40. Lebens-
jahr vollendet haben, erhalten bei
Kündigung im Zuge von Rationalisie-
rungsmaßnahmen zwei bis acht Mo-
natseinkommen als Übergangshilfe.
Nach 25 Jahren Betriebszugehörigkeit
und Vollendung des 60. Lebensjahres
soll eine Kündigung aus gleichen Grün-
den nicht mehr erfolgen.

Rationalisierung und Automation ma-
chen es immer notwendiger, Tarifver-
träge abzuschließen, die wenigstens
ein Mindestmaß sozialer Sicherheit für
die Arbeiter und Angestellten be-
inhalten. Es sollten keine Tarifver-
handlungen mehr stattfinden, ohne daß
diese für die Existenz der Arbeitneh-
mer so wichtige Frage eine Regelung
erfährt.

40-Sfunden-Woche im Vormarsch

Die wöchentliche Arbeitszeit in der
eisenschaffenden Industrie des Saar-
landes wird bei vollem Lohnausgleich
auf 40 Stunden verkürzt. Das sieht ein
neuer Tarifvertrag vor, der nach zehn-
stündigen Verhandlungen in Saar-
brücken für die 45 000 Angestellten
und Arbeiter dieses Industriezweiges
abgeschlossen wurde. Das neue Ab-
kommen kann erstmals zum 31. Mai
1967 gekündigt werden.

Neues Abkommen der IG Chemie
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Anträge mit politischer Brisanz

Zum 7. ordentlichen Gewerkschaftstag der IG Chemie...

Vom 4. bis 10.9.1966 führt die IG Chemie-Papier-Keramik ihren 7. Gewerkschafts-
tag in Dortmund durdi. 336 Delegierte werden dort namens der 542 000 Mitglie-
der umfassenden Gewerkschaft die Richtlinien der Arbeit für die nächsten drei
Jahre festlegen und den Hauptvorstand in seinem Amt bestätigen. Nur der
2. Vorsitzende, Hermann Härtel, wird aus Altersgründen nicht wieder kandi-
dieren. Dem Vernehmen nach soll dann das Mitglied des geschäftsführenden
Hauplvorstandes Karl Hauenschild dessen Funktion als 2. Vorsitzender über-
nehmen, während das jetzt für die Bildungs- und Jugendarbeit zuständige Vor-
standsmitglied, Werner Vitt, die Abteilung Betriebsräte und Rechtswesen leiten
soll.

Im Mittelpunkt dieses Gewerkschafts-
tages wird aber die Debatte und Be-
schlußfassung über den künftigen ge-
werkschaftlichen Kurs stehen, zu dem
jetzt 319 ordentliche Anträge vorlie-
gen. Sie beschäftigen sich vor allem mit
Fragen der Friedenssicherung, der Not-
standsgesetze, einer neuen Ost-Politik,
der erweiterten Mitbestimmung, der
Sozial- und Tarifpolitik sowie mit Sat-
zungsfragen.

Dabei werden u. a. folgende Forderun-
gen erhoben:

Der Jugend-Hauptausschuß verlangt,
„die militärische Aggression der USA
in Vietnam" zu verurteilen. Er tritt
für die sofortige Einstellung der
Bombenabwürfe auf Nordvietnam,
Verhandlungen auf der Grundlage des
Genfer Abkommens zwischen allen
Beteiligten zur Beendigung des Krie-
ges und den Abzug der US-Truppen
aus Vietnam ein. Offensichtlich aus der
gleichen Überlegung appelliert der
Hauptvorstand an die Politiker, „auf
die militärische Gewaltanwendung als
Mittel der Politik zu verzichten".

Andere Anträge wenden sich gegen
die Bestrebungen der Bundesregie-
rung, Verfügungsgewalt über Atom-
waffen zu erhalten, fordern als ersten
Schritt zur Entspannung eine atomwaf-
fenfreie Zone in Mitteleuropa, begrü-
ßen den Ostermarsch und regen die
Durchführung örtlicher Veranstaltun-
gen zum Antikriegstag am 1. Septem-
ber an.

Alle 26 zum Thema Notstandsgesetze
vorliegenden Anträge wenden sich
klar gegen die Zielsetzung der Bundes-
regierung. Sie treten für die Einstel-
lung der Geheimberatungen über diese
Gesetze und für die Durchführung gro-
ßer Aufklärungs- und Protestaktionen
der Gewerkschaften ein sowie für eine
verstärkte Zusammenarbeit mit den
Hochschullehrern. Die Gewerkschaften,
die den Berliner DGB-Beschlüssen
nicht zugestimmt haben, werden um
Loyalität gegenüber diesem Mehrheits-
beschluß angehalten.

19 Anträge widmen sich der Deutsch-
land- und Ostpolitik. Sie sprechen sich
für stärkere Inittiativen zur Überwin-
dung der Spaltung aus, regen, wie der
Bezirk Hessen, Gespräche und Dele-
gationsaustausch mit dem FDGB an, 
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um „zu einer besseren Verständigung
beider Teile Deutschlands beizutra-
gen", und fordern auch vom DGB, sei-
nen Einfluß als Sprecher der Arbeit-
nehmer gegenüber den Parteien zur
Geltung zu bringen.

I
Ein Antrag fordert angesichts der
wachsenden Machtkonzentration in
der Wirtschaft eine verstärkte Zu-
sammenarbeit aller EWG-Gewerk-schaften, wobei offensichtlich auch

an die sozialistisch-kommunistischen
Gewerkschaften Italiens und Frank-reichs gedacht ist.

Interessant sind auch jene beiden An-
träge, die einer Korektur der gewerk-
schaftlichen Haltung zu den politischen
Parteien das Wort reden. Der Haupt-
vorstand ermuntert die Mitglieder,

So kritisiert z. B. die Verwaltungs-
stelle Kassel die Bundesregierung, die
es bisher nicht vermocht hat, „auch nur
Ansätze einer realistischen Wieder-
vereinigungspolitik aufzuzeigen". Die
Gewerkschaften werden daher aufge-
fordert, gestützt auf das Wiederver-
einigungsprogramm des DGB, neue
Initiativen in der Deutschlandpolitik
zu fördern und zu prüfen, ob direkte
Verbindungen zu den Arbeitnehmern
der DDR hergestellt werden können.
Ein Antrag der Verwaltungsstelle
Unna verlangt diese ausdrücklich.

Die Holz-Gewerkschafter beziehen
nach wie vor eine konsequent-ab-
lehnende Haltung zu den Notstands-
gesetzen. Sie verlangen vom DGB
und ihrem Hauptvorstand, „aktiver
gegen die Pläne der Bundesregie-
rung (zu) protestieren, die darauf
gerichtet sind, durch die Verab-
schiedung einer Notstandsverfas-
sung unsere demokratische Grund-
ordnung außer Kraft zu setzen".

Sie fordern weiterhin ein Verbot der
NPD, eine Reform des politischen
Strafrechts, die Durchführung von ge-
werkschaftlichen Antikriegsveranstal-
tungen und Informationsreisen in die
Ostblockländer.

aktiv in den Parteien mitzuwirken, um
„auf deren Programme und praktische
Entscheidungen Einfluß zu nehmen",
natürlich im gewerkschaftlichen Sinne,
während der Bezirk Hessen die An-
sicht vertritt, die DGB-Gewerkschaften
müßten „stärker als bisher eigene poli-
tische Positionen beziehen", ohne Rück-
sicht darauf, ob das den Parteien „ins
Konzept paßt oder nicht".

In den 34 Anträgen zur Mitbestimmung
wird zwar die Ausweitung der quali-
fizierten Mitbestimmung auf alle
Großbetriebe, die Reform des BVG
und die Schaffung überbetrieblicher
Mitbeslimmungsorgane verlangt, von
einer „Arbeitnehmerversammlung in
den GrÖßtbelrieben", wie sie noch vor
einem Jahr gefordert wurde, ist aber
leider keine Rede mehr.

Die Anträge zu den anderen Sach-
gebieten entsprechen in etwa den auf
dem DGB-Kongreß behandelten Forde-
rungen, darum möchten wir an dieser
Stelle auf ihre ausführliche Wieder-
gabe verzichten.

Insgesamt gesehen kann man jedoch
aufgrund der vorliegenden Anträge an
den 7. Ordentlichen Gewerkschaftstag
der IG Chemie die Prognose wagen,
daß dieser Kongreß auf der Grundlage
der DGB-Beschlüsse eine Aktivierung
der politischen Haltung der Gewerk-
schaft mit sich bringen wird. Solche
Impulse werden aber dann auch im
DGB nicht ohne Edio bleiben.

Ein Antrag des Bezirks Nordrhein-
Westfolen verurteilt die inflationäre
Politik der Bundesregierung. Er ver-
langt eine Einschränkung der Aus-
gaben, „vor allem Einsparungen am
Rüstungshaushalt", und die Herabset-
zung der Wehrpflicht auf 12 Monate.
Weiterhin wird eine stärkere Besteue-
rung der hohen Einkommen gefordert.
Die Anträge zur Mitbestimmung ver-
langen neben den bekannten Erweite-
rungsforderungen auch eine Mitbe-
stimmung im Bereich der Handwerks-
kammern.
Der Großteil der vorgelegten Anträge
(67 an der Zahl) befaßt sich mit Orga-
nisations-, Kassen- und Unterstützungs-
angelegenheiten H. C.

Druck und Papier kündigt
Tarifvertrag

Die IG Druck: und Papier hat für die
rund 200 000 gewerblichen Arbeitneh-
mer des graphischen Gewerbes den
Lohntarifvertrag zum 31. August 1966
gekündigt. Die Große Tarifkommission
hat in einer Sitzung die Forderung
formuliert, und zwar wird die Erhö-
hung des tariflichen Wochenecklohnes
des Facharbeiters um 8,5 Prozent so-
wie Veränderungen im Lohngefüge
der Gehilfen gefordert.

... und dem Gewerkschaftstag der Gewerkschaft Holz in München

Die Delegierten der Gewerkschaft Holz versammeln sich in München zu ihrem
7. ordentlichen Gewerkschaftstag. Ihm liegen aus der Mitgliedschaft 129 Anträge,
davon 21 zu aktuellen politischen Problemen, vor.



Versicherungsbeiträge für Rüstungpolitik

Vermögen der Sozialversicherung soll für Rüstung verpulvert werden

Entschlossene Abwehr gegen sozialen Abbau notwendig

Seit der Bundestagswahl im Herbst 1965 verfolgt die CDU/CSU-FDP-Koalition in
Bonn nur noch eine Richtung in der Sozialpolitik: Abbau der sozialen Rechte und
Leistungen sowie Einsparungen im Sozialetat. Das begann in der seit 1945 mas-
sivsten Form mit umfangreichen Streichungen durch das Haushallssicherungs-
gesetz. Zwei weitere Maßnahmen des sozialen Abbaus bzw. der erhöhten sozi-
alen Belastung für Arbeiter und Angestellte sind für die Bonner Koalition bereits
beschlossene Sache:

Erstens soll mit dem „Stabilisierungs-
gesetz" die Bundesbank die Vollmacht
erhallen, den Trägern der Rentenver-
sicherung vorzuschreiben, wie sie einen
Teil ihrer Reserven (bis zu 60 Prozent
ihrer durchschnittlichen Monatsaus-
gabe) und der Arbeitslosenversiche-
rung, wie sie bis zu einem Drittel ihrer
Rücklagen anzulegen haben. Es heißt
dazu, daß diese Gelder für die Ge-
meinschaftsaufgaben, den Bau von
Krankenhäusern usw., verwendet wer-
den sollen. Natürlich hat niemand et-
was gegen den Bau von Krankenhäu-
sern. Im Gegenteil, es werden bis jetzt
viel zu wenig gebaut. Aber dafür das
Geld bereitzustellen ist Aufgabe des
Staates, nicht der Sozialversicherung!
Praktisch will die Bundesregierung mit
der Heranziehung der Versicherungs-
Gelder für staatliche Aufgaben den
Bundeshaushalt entlasten, um noch
mehr Milliarden für die gänzlich ver-
fehlte Bonner Rüstungs- und Notstands-
politik verwirtschaften zu können,

Allein 2 Milliarden DM hat von Has-
sel für das nächste Jahr mehr gefor-
dert. Schon in den drei Jahren 1964/66
hat der Bund der Rentenversicherung
2 Milliarden DM als Schuldverschrei-
bungen zwangsweise auferlegt. Im
nächsten Jahr soll die Rentenversiche-
rung erneut 1 Milliarde DM Schuld-
verschreibungen an Stelle von Bargeld
erhalten. Bonn folgt auch hier den
Fußstapfen des wilhelminischen und
des Hitlerreiches, die das aus den Bei-
trägen der Arbeiter und Angestellten
angesammelte Vermögen der Sozial-
versicherung in Rüstung und Krieg
verpulverten.

Zweitens sollen nach einem von der
Bundesregierung gleichfalls beschlos-
senen Gesetzentwurf die Beiträge zur
Rentenversicherung ab 1. Januar 1968
von 14 auf 15 Prozent und ab 1. Januar
1970 auf 16 Prozent erhöht werden.
Diese Beitragserhöhung soll erfolgen,
obwohl bei der Rentenversicherung
auch für dieses Jahr wieder mit einem
Uberschuß von 1,5 Milliarden gerech-
net und sich deren Vermögen damit
auf 27,6 Milliarden DM erhöhen wird.
Schon bei der Rentenreform 1957 wur-
de der Beitragssatz von 11 auf 14 Pro-
zent erhöht.

Begründet wird die geplante Beitrags-
erhöhung mit dem. sich in den näch-
sten Jahren verschlechternden Verhält-
nis zwischen der Zahl der Versicher-
ten und der Rentenbezieher. Das aber 

ist vor allem eine Folge der beiden
Weltkriege. Es wäre also Aufgabe des
Staates, die dadurch entstehenden
Mehraufwendungen durch erhöhte
Bundeszuschüsse auszugleichen! Aber
abgesehen davon, daß die Rentenver-
sicherung nur einen Teil der Bundes-
zuschüsse tatsächlich erhalten, den an-
deren Teil nur als Schuldverschreibun-
gen, ist der Anteil dieser Bundes-
zuschüsse an den Gesamtausgaben der
Rentenversicherung von 1957 bis 1965
von 31,5 Prozent auf 25,5 Prozent zu-
rückgegangen. •
Der 7. DGB-Kongreß hat die beabsich-
tigte Beitragserhöhung mit Recht als
eine Sondersleuer zu Lasten der Ar-
beitnehmer bezeichnet und abgelehnt.
Er protestierte nicht nur gegen jede
Kürzung der Bundeszuschüsse, sondern
verlangte, daß die Renten in verstärk-
tem Umfang aus Steuermitteln finan-
ziert werden. Der Bund soll verpflich-
tet werden, ein Drittel der Gesamtaus-
gaben der Rentenversicherung zu fi-
nanzieren. Zugleich verlangte der Kon-
greß einen Ausbau der Selbstverwal-
tung in der Sozialversicherung, deren
finanzielle Grundlage mit dem „Stabi-
lisierungsgesetz" unterhöhlt und ein-
geschränkt würde.
Der 7. DGB-Kongreß, der die Fortfüh-
rung einer umfassenden Sozialreform
forderte, hat dazu für die Rentenver-
sicherung einige konkrete Maßnahmen
beschlossen: Einbeziehung aller Ange-
stellten in den Versicherungsschutz,
Verbesserung des Rentenniveaus durch
stärkere Anpassung der Rentenbemes-
sungsgrundlage an die tatsächliche
Flöhe der Löhne und Gehälter, Schaf-
fung einer Art Mindestrente, Gewäh-
rung des Altersruhegeldes ab 60. Le-
bensjahres an Frauen ohne jegliche
Einschränkung. Auch jeder männliche
Versicherte soll berechtigt sein, das
Altersruhegeld ab 60. Lebensjahr zu
beantragen.
Die Entschlossenheit Bonns, den So-
zial- zugunsten des Rüstungsetats zu
kürzen, über die Gelder der Sozialver-
sicherung ohne Rücksicht auf die Be-
lange der Versicherten und Rentner
zu verfügen und die Rentenversiche-
rungsbeiträge zu erhöhen, lassen kei-
nen Zweifel daran, daß die sozialen
und konstruktiven Forderungen des
DGB nur verwirklicht werden, wenn
mit der ganzen Kraft der Gewerkschaf-
ten der Kampf darum geführt wird
und die unsozialen Bonner Pläne durch-
kreuzt werden. Arthur Böpple

In Mitbesfimmungsfragen

unnachgiebig

In der Mitbestimmungsfrage gibt es
für die Unternehmer keinen Kompro-
miß, das wurde erneut klar auf einer
Pressekonferenz, auf der der Vize-
präsident der Bundesvereinigung, Dr.
Schleyer, Direktor im Flick-Konzern,
„demoskopisch" Stimmung gegen die
Mitbestimmungsforcierung der Ge-
werkschaften machte. Anlaß der Presse-
konferenz war die Bekanntgabe von
Ergebnissen einer Untersuchung des
EMNID-Institutes über die Meinung
der Arbeiter und Angestellten zur Mit-
bestimmung. Rund 2000 ausgewählte
Arbeiter und Angestellte aus 200 Groß-
betrieben im Ruhrgebiet war ein Frage-
bogen vorgelegt worden mit 76 Haupt-
fragen und eine vielfach größere Zahl
von Unterfragen.

In der Einleitung des Berichtes teilte
der Leiter der Untersuchung, Dr. Graf
von Blücher, mit, daß die Aufgaben-
stellung durch den Auftraggeber, die
Unternehmerverbände also, gegeben
sei, der auch Wege zu ihrer Lösung er-
schlossen hätte. Diese Feststellung
macht deutlich, daß es sich um eine
Zweckuntersuchung handelt, um die
ablehnende Haltung der Unternehmer
zu den Mitbestimmungsforderungen
gegenüber ihren Arbeitern und Ange-
stellten zu rechtfertigen. Angeblich
hat die Umfrage ergeben, daß sich die
Arbeiter und Angestellten in erster
Linie für Lohnfragen, Sozialeinrich-
tungen, Sicherheitsbestimmungen und
für den Erhalt ihres Arbeitsplatzes in-
teressierten. Das ist gar nicht verwun-
derlich, denn diese Dinge rühren an
ihre Existenz. Aber aus einer Ant-
wort des Grafen von Blücher auf die
Anfrage von Journalisten, ob die Ar-
beiter und Angestellten nach ihrer
Meinung über die Ausweitung der
Mitbestimmung gefragt worden seien,
geht der Sinn dieser Unternehmer-
untersuchung klar hervor. Blücher
sagte nämlich: „Eine solche Fragestel-
lung lag gar nicht im Sinn der Unter-
suchung.“ Die Ausdehnung des Mit-
bestimmungsrechtes ist für uns darum
auch kein Thema für Verhandlungen
mit dem DGB, folgerte daraus der Ver-
treter der Unternehmer.

Sfahl-Uberkapazifät

Die Rohstahlkapazitäten der Welt, die
vor Ausbruch des ersten Weltkrieges
erst 80 Mill, t betragen hatten, stiegen
bis 1939 auf 150 Mill. t. Bis 1950 wurde
eine Verdoppelung auf 300 Mill, t er-
zielt und bis 1965 eine Ausweitung auf
fast 530 Mill. t. — Soweit aus den vor-
liegenden Investitionsplänen zu schlie-
ßen ist, dürfte die Rohstahlkapazität
der Welt bis 1970 weiter auf 700 Mill.
Tonnen zunehmen. Die Deutsche Bank
schätzt, daß gegenwärtig ein Kapazi-
tätsüberhang von 75 Mill, t vorhanden
ist, der bis 1970 auf 130 Mill, t steigen
werde.
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Rüstungspolitik und Preissteigerung

Rüstung, Rüstungsproduktion und Rüstungskäufe

zerstören die Währung

Mit Beginn der Wiederaufrüstung Westdeutschlands wurden und werden der
westdeutschen Wirtschaft mehr und mehr hochproduktive Arbeitskräfte entzogen.
Schon im Jahre 1963, so schätzt die Zeitschrift „Wehr und Wirtschaft" 7/63, Grü-
ner Dienst, Seite 1, waren 750 000 Menschen mittelbar oder unmittelbar im Dienst
des militärischen Apparates der Bundeswehr. Heute — drei Jahre später — wer-
den es schon eine Million sein.—

Vergleichende Studien mit anderen westeuropäischen Ländern lassen die Ver-
fasser des Buches „Imperialismus heute“ zu dem Schluß kommen, daß rund
8—10 Prozent der Industriekapazität und rund 25—30 Prozent aller Beschäftigten
in der Rüstungsproduktion der Bundesrepublik eingespannt sind.

Erich Welter, Mitherausgeber der
Frankfurter Allgemeinen Zeitung,
schreibt zum Umfang der Rüstungs-
produktion: „Die Ausrüstung moder-
ner Streitkräfte erfordert Lieferungen
von so vielfältiger Art, daß davon bei-
nahe alle Zweige der Wirtschaft erfaßt
werden. Das gilt nicht nur für handels-
übliche Waren und sogenanntes wei-
ches Gerät, sondern auch für hartes
Gerät und Waffen aller Art. Nur der
Laie glaubt noch, einen scharfen Tren-
nungsstrich zwischen ziviler und mili-
tärischer Fertigung ziehen zu können.
Sein Blick haftet an der Endfertigung
bestimmter Vernichtungs- und Ab-
wehrwaffen, und er ahnt nicht, daß
auch ihre Erzeugung nur zum aller-
geringsten Teil in den Produktions-
stätten erfolgt, die er für Rüstungs-
fabriken hält. Ob es sich nun um Stahl-
blech, Kunststoffe, Zwirne, Tuche, Gur-
te, Watte, Seile, Dichtungen, Pumpen,
Schrauben, Nieten, Flanschen und was
sonst handelt — sie alle stammen aus
Betrieben, denen niemand ansieht, zu
welchen letzten Zwecken ihre Pro-
dukte schließlich verwendet werden.
Bau- und Textilindustrie, Maschinen-
und Fahrzeug-, chemische, elektrotech-
nische, feinmechanische und optische
Industrie, sie alle und viele andere
liefern, und zwar ins In- und Ausland,
teils wissentlich, teils unbewußt, für
Zwecke der Rüstung." (Erich Welter:
Der Staat als Kunde, S. 322.)

Wir sehen in der vielfältigsten Art
und Weise, meist nicht direkt erkenn-
bar, es sind rund 7 Millionen Arbeiter
aus dem Bereich der zivilen Produk-
tion in die Rüstungsproduktion über-
gewechselt. Sie produzieren tote Wer-
te, weil ihr Arbeitsergebnis nicht in
die gesellschaftliche Konsumtion ein-
fließt, sondern in den Arsenalen der
Bundeswehr verschwindet. Sowohl die
Arbeiter als auch die Unternehmer mit
ihren beträchtlichen Rüstungsgewinnen
treten aber weiterhin als Käufer von
Konsumtions- und Produktionsmitteln
in Erscheinung, aber auf einem um ihr
Arbeitsergebnis verkleinerten Markt.

Mit den im Ausland getätigten Rü-
stungskäufen verhält es sich ähnlich.
Statt für die exportierte Warenmenge
die gleiche Warenmenge für die gesell-
schaftliche Konsumtion zu importie-
ren, kehrt ein Teil als Waffen und

Kriegsmaterial zurück. Fritz Vilmar
errechnete in seinem Buch „Rüstung
und Abrüstung im Spätkapitalismus",
daß in den Jahren 1956/64 für die In-
landsrüstungsproduktion 31,73 Milliar-
den DM und für Rüstungskäufe 29,87
Milliarden DM aufgewandt wurden. In
acht Jahren wurden damit der gesell-
schaftlichen Konsumtion Werte in
Höhe von 61,6 Milliarden DM entzo-
gen. Dieser Entzug führte zu einem
beträchtlichen Geldüberhang — da die
Warendeckung fehlte — infolgedessen
zu Preissteigerungen und Kaufkraft-
schwund. Hier liegt also einer der
Gründe, warum die Deutsche Mark
nur noch 50 Pfennig wert ist.

Daß dieser Prozeß noch längst nicht
abgeschlossen ist, sondern immer
schneller voranschreitet, zeigt eine
Meldung aus der Frankfurter Allge-
meinen Zeitung vom 17. 5. 1966 über
bevorstehende Rüstungskäufe in den
USA. Dort heißt es u. a.: „Die nächste
Bestellwelle zeichnet sich aber bereits
deutlich ab. Washington möchte der
Bundesrepublik 100 „Phantom"-Jäger
(Hersteller: McDonell) zum Stückpreis
von rund zehn Millionen DM (zusam-
men eine Milliarde DM) verkaufen. Im
Gespräch sind ferner 200 (Boeing)
„Chinook", mittelschwere Transport-
hubschrauber, zu einem Brutto-Stück-
preis von rund zehn Millionen DM;
das entspräche einem Auftrag von
zwei Milliarden DM. Weiterhin soll
die deutsche Luftwaffe nach amerika-
nischen Vorstellungen acht schwere
Transportflugzeuge vomTyp Lockheed
„Starlifter" erwerben, die zusammen
einschließlich der dazugehörigen Aus-
stattung gut 300 Millionen DM kosten 

1. September Anfi-Kriegsfag

Gemäß einem Antrag des 7. Ordent-
lichen DGB-Bundeskongresses beschloß
der Bundesvorstand, ab 1. September
1966 jährlich örtlich Veranstaltungen
zum Gedenken an den Ausbruch des
Krieges 1939 zu veranstalten. Verant-
wortliche Träger sind die DGB-Kreise
im Bundesgebiet, die Sprecher zu die-
sen Veranstaltungen sollen aus dem
Bereich der Gewerkschaften kommen.

sollen. 200 Bell-Hubschrauber, die in
Deutschland in Lizenz gebaut werden,
sind noch nicht abgerechnet worden.
Die amerikanischen Einnahmen daraus
werden sich auf 0,6 Milliarden DM be-
laufen. Außerdem steht eine zweite
Serie von wiederum 200 Bell-Hub-
schraubern zum Lizenzbau noch zur
Diskussion. Noch nicht abgerechnet
sind auch etliche andere Käufe, z. B. für
die Marine.

Neben diesen Geschäften, mit deren
Abschluß für die nächste Zukunft zu
rechnen ist — wenn es nach dem
Wunsch der Amerikaner geht —.zeich-
nen sich auch noch einige längerfristige
Perspektiven ab. Dazu gehört z. B. die
deutsch-amerikianische Panzerentwick-
lung, die sicherlich mit Beschaffungs-
käufen in Amerika verbunden sein
dürfte. Washington möchte außerdem
auch 50 Stück seines neuen Super-
Kampfflugzeuges F-lll (North-Ameri-
can Aviation) nach Deutschland ver-
kaufen."

Auch die jetzt laufenden Verhand-
lungen über ein neues Devisenaus-
gleichsabkommen mit Großbritannien
dienen dazu, die Kosten für den Unter-
halt der britischen Rheinarmee noch
mehr vom englischen Steuerzahler auf
den deutschen zu verlagern.

Die Ausgaben der Bundesregierung für
die direkte und indirekte Wiederauf-
rüstung einschließlich der Besatzungs-
kosten betragen bis heute 150 Milliar-
den DM. Die Bundesregierung ver-
sucht, auf zwei Wegen diese Kosten
auf die Schultern der Werktätigen ab-
zuwälzen. Der erste Weg ist der Ver-
such, den Bundeshaushalt durch Ab-
bau von Subventionen und Verände-
rung des Steuerausgleichs mit den Län-
dern auszugleichen. So führte der Ab-
bau von Subventionen für Grundnah-
rungsmittel — Mehl, Zucker u. clgl. —
zu unmittelbaren Preiserhöhungen für
Nahrungsmittel.

Die Verminderung der Zuschüsse für
die Bundesbahn um 400 Mill. DM und
die Erhöhung des Abführungssatzes
auf 61 2/a Prozent der Bruttoeinnahmen
(über 500 Mill. DM) der Bundespost
führte sowohl zu unmittelbaren Preis-
steigerungen, aber auch durch die Er-
höhung der Transportkosten im Güter-
verkehr — die der Unternehmer über
den Preis auf den Verbraucher ab-
wälzt — zu mittelbaren Preissteige-
rungen. Zugleich versucht die Bundes-
regierung, durch Neufestsetzung des
Prozentsatzes für den Steuerausgleich
zwischen Bund und Ländern einen im-
mer größeren Teil des Ländersteuer-
aufkommens in die Bundeskasse um-
zulenken. Die Länder wiederum ver-
suchen, sich an den Gemeinden schad-
los zu halten. Die Folgen der Plünde-
rung der Landes- und Gemeindekas-
sen alsFolge der Aufrüstung beschreibt
der Wirtschaftsspiegel der Sparkassen
vom März 1965, Seile 19: „Die Kre-
ditmarklverschuldung hatte Ende 1954
erst rund 2,4 Mrd. DM und Ende 1958
noch 7,9 Mrd. DM betragen. Sie hat
sich somit im Durchschnitt der Jahre

10



1954 bis 1958 um jährlich 1,1 Mrd. DM
und von 1958 bis 1964 um jährlich
rund 1,9 Mrd. DM erhöht“ (zitiert aus
„Rüstung und Abrüstung im Spätkapi-
talismus" von Fritz Vilmar, S. 276).

Das heißt, daß in der Zeit der forcier-
ten Wiederaufrüstung der Bundes-
republik gleichzeitig die Verschuldung
der Gemeinden jährlich fast doppelt
so groß war wie vorher.

......  Die gesamte öffentliche Verschul-
dung stieg von 1964 bis jetzt um 13,8
Mrd. DM auf insgesamt 46,8 Mrd. DM"
(„Spiegel" Nr. 24/66).
Aber alle diese Maßnahmen haben
nicht ausgereicht, das Loch im Bundes-
haushalt zu stopfen. Den Ausweg
sucht die Bundesregierung, wie alle
anderen kapitalistischen Regierungen
vor ihr, durch das In-Gang-Setzen der
Inflationsschraube. Schon 1959 warnte
das deutsche Wirtschaftsinstitut, Ber-
lin, vor den Folgen einer solchen Ent-
wicklung: „Bisher halle die Hortung
von Steuergeldern im sogenannten
Juliusturm des Bonner Haushalts den
bereits seit Jahren inflationistisch wir-
kenden Außenhandelsüberschüssen,
wenn auch in bescheidenem Ausmaß,
neutralisierend gegenübergestanden.
Neben dieser auch heute noch vorhan-
denen Quelle einer inflationistischen
Vermehrung des Geldumlaufs tritt in
Zukunft nun noch eine zweite: die Kre-
ditschöpfung der Bundesbank zum
Ausgleich des Staatshaushalts. Dabei
muß noch berücksichtigt werden, daß
die Vermehrung der im Inland zirku-
lierenden Geldmenge sich nicht auf
die Kreditsumme von 3 Milliarden
Mark beschränken würde, die der
Bund bei der Zentralbank aufnimmt.
Diese Summe löst vielmehr nach ihrem
Eintritt in die Zirkulation zusätzliche
Schöpfung von Giralgeld durch die
westdeutschen Banken und Kredit-
institute aus. Die Erfahrungen aus der
kapitalistischen Finanzwirtschaft zei-
gen, daß sich die zusätzliche Kredit-
schöpfung und die damit verbundene
Aufblähung der Giralgeldmenge auf
etwa 100 Prozent der zusätzlichen Bar-
geldmenge beläuft, d. h., daß sich in-
folge der Geldschöpfung der Bundes-
bank für den „Bund“ in Höhe von
3 Milliarden Mark das gesamte Geld-
volumen in Westdeutschland um 6
Milliarden Mark ausdehnen würde.
Da sich das westdeutsche Geldvolumen
im Jahre 1958 auf rund 43 Milliarden
Mark belief, bedeutet das eine Ver-
mehrung des Zahlungsmittelumlaufs
um 14 Prozent.“
Auch für den Ausgleich des Bundes-
haushalts 1966 will die Bundesregie-
rung wiederum 2,8 Mrd. DM Kredit am
Kapitalmarkt aufnehmen („Die Zeit“,
12. 11. 65). Allein mit 3,5 Mrd. DM
steht der Bund bei der Bundesbank in
Kreide, um seine Verpflichtungen aus
dem Internationalen Währungsfonds
— einem Organ zur Finanzierung des
Neokolonialismus — zu erfüllen. Die
Bundesregierung scheut sich auch nicht,
entsprechend den Vorbildern der hit-
lerschen Finanzpolitik, zur Finanzie-
rung der Rüstungskosten, das Geld der
Sozialversicherungen anzutasten. Im

Jahre 1965 wurden der Sozialversiche-
rung statt Bargeld für 750 Mill. DM
Schuldverschreibungen überwiesen
(FAZ, 30. 1. 65). Gegenwärtig betragen
diese über Schuldverschreibungen der
Sozialversicherung entzogenen Be-
träge die stattliche Summe von 4,5
Mill. DM („Nachrichten", 1. 3. 66). Dar-
in liegt die Ursache, daß von den Mit-
gliedern der Sozialversicherung stän-
dig neue, höhere Beitragsleistungen
gefordert werden!

Um den gesetzlich festgelegten, aus-
geglichenen Haushalt zu erreichen, be-
dient sich die Bundesregierung der
Methode der scheinbaren Einsparun-
gen. Dazu zitiert die FAZ vom 30. 1. 65
das „Institut für Finanzen und Steu-
ern":

„Wenn sich die globalen Minderaus-
gaben nicht verwirklichen lassen, ver-
wandeln sie sich in Fehlbeträge; las-
sen sie sich verwirklichen, so geschieht
es in der Regel und in zunehmendem
Maße nicht nur durch echte Einsparun-
gen, sondern durch Übertragung auf
das nächste Jahr. Da man aber die
Deckung einer Ausgabe, die nur durch
Belastung des nächsten Jahres erreicht
werden soll, nicht als echte Deckung
ansehen kann, steigt der Anteil der
Scheindeckung absolut und relativ in
unheimlichem Umfang und Tempo.“

Und in der Tat, tagtäglich wird dieses
unheimliche Tempo immer spürbarer.
Preissteigerungen um 4,5 Prozent in-
nerhalb eines Jahres (1965/66) hat es
noch nicht gegeben!

Immer schneller dreht sich das ver-
hängnisvolle Karussell der Preissteige-
rungen und des Kaufkraftschwunds.
Immer schneller führt uns eine wahn-
witzige Rüstungspolitik an den Rand
auch der wirtschaftlichen Katastrophe.
Lediglich die Bundesregierung gibt
sich unbeeindruckt. Ihr Augenmerk
richtet sich auf Möglichkeiten, den
Steuerzahler und Werktätigen weiter
und mehr zu schröpfen. Allein die be-
schlossenen und geplanten Notstands-
gesetze sollen uns zusätzlich noch 20
Mrd. DM kosten. Erhards Vorstellung
zur Finanzierung ist klar ausgespro-
chen: Stopp der Arbeitszeitverkürzun-
gen! Zwei Stunden Mehrarbeit, Maß-
halten, d.h. Konsumverzicht üben. Das
ist die Neuauflage der Losung „Kano-
nen statt Butter."

Den Plänen und Vorstellungen der
CDU/CSU-Regierung und der großen
Monopole steht das Programm von
6,5 Millionen DGB - Mitgliedern, der
Wille unseres Volkes nach Frieden
und sozialer Sicherheit gegenüber.

Wenn wir den Lebensstandard der ar-
beitenden Menschen auch nur halten
wollen, wenn soziale Sicherheit und
Demokratie verwirklicht werden sol-
len, dann muß der Kampf um Ab-
rüstung und Entspannung gerade in
der Bundesrepublik mit solchem Ernst,
mit solcher Leidenschaft geführt wer-
den, wie es die Situation heute erfor-
dert. Der 7. DGB-Kongreß hat alle
Gewerkschaftsmitglieder dazu aufge-
rufen. I

Verschuldung sfeigf weiter an

Nach einer Untersuchung der Deut-
schen Bundesbank betrug die Ver-
schuldung der Verbraucher in der
Bundesrepublik Ende März 1966 rund
9 Milliarden DM. Das sind 150 DM auf
den Kopf der Bevölkerung. An den ge-
samten Konsumentenkrediten der Ban-
ken hatten die Ratenkredite den höch-
sten Anteil, nämlich 90 Prozent. Da-
von entfielen 2,4 Milliarden DM oder
33*/3 Prozent auf die Finanzierung von
Gebrauchsgütern über die Vermittlung
von Händlern und Herstellern. Die
Bardarlehen des Teilzahlungsberei-
ches sind innerhalb eines Jahres um
16 Prozent, das sind rund 200 Millio-
nen DM, angestiegen. Ein weiteres
Fünftel des Teilzahlungskredites ent-
fallen auf die sogenannten Kleinkre-
dite, und zwar 1,6 Milliarden DM. Am
stärksten sind die Anschaffungsdar-
lehen angestiegen, und zwar um 33
Prozent oder, in DM ausgedrückt, um
400 Millionen.

Die von Jahr zu Jahr steigende Ver-
schuldung ist ein schlagender Beweis
gegen die ständige Propaganda von
dem „Wohlstand", der in der Bundes-
republik selbst in der kleinsten Hütte
angebrochen sein soll. Besonders der
hohe Anteil der Ratenkredite beim
Kauf von Verbrauchsgütern zeigt, daß
die Einkommen bei einem großen Teil
der Bevölkerung nicht ausreichen, um
über den lebensnotwendigen Bedarf
an Konsumgütern und Mieten hinaus
Anschaffungen ohne Verschuldung ma-
chen zu können.

In der „Zeitung für Verbraucher", die
von den Verbraucherverbänden her-
ausgegeben wird, wurde in einer amt-
lichen Statistik festgestellt, daß bei
einem Einkommen bis zu 900 DM im
Monat ganze 19 DM als Ersparnisse
zurückgelegt werden können. Beträgt
das Einkommen das Doppelte, also
1800 DM, können selbst bei wesentlich
höherem Lebensstandard 160 DM im
Monat auf die hohe Kante gelegt wer-
den. Die ständigen Steigerungen der
Lebenshaltungskosten treffen also in
erhöhtem Maße die kleinen Einkom-
mensbezieher.

Gewerkschaften sehen Krisengefahr

Der Konjunktur in der Bundesrepublik
droht nach Ansicht des Wirtschafts-
wissenschaftlichen Instituts der Ge-
werkschaften (WWI) im diesjährigen
Sommer die Bildung von Krisenher-
den. Die inzwischen gebrochene Auf-
schwungkraft der Konjunktur, schreibt
das WWI in seinem jüngsten Konjunk-
turbericht, könne sich in den Sommer-
monaten nicht erneuern. Ob die Kon-
junktur in den Sog der Depression ge-
rate, der sich im saisonalen Herbstauf-
schwung güterwirtschaftlich wieder
fange, werde vom Verhalten der Bun-
desbank abhängen.
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Gefährliches Rezept Blessings Herrn Blessings Rezept sieht also so
aus: Konjunktur bremsen, Löhne clrük-
ken und Profile erhöhen. Hierbei gibt
es keine Garantie für stabile Preise;

Bundesbankpräsident will „Arbeitsmarkt entspannen"

Restriktionspolitik auf Kosten der Löhne

im Gegenteil: Sie werden weiter nach
oben klettern und die Erhardschen
Prinzipien vom „freien Spiel der

In einer programmatischen Rede hat der Bundesbank-Präsident Blessing seine
Vorstellungen über die Geldpolitik der Bundesbank entwickelt. Die von ihm
vorgetragenen Gedanken würden, wenn sie Realität gewännen, die Lebens-
bedingungen der Lohn- und Gehaltsempfänger in der Bundesrepublik wesentlich
verändern und damit eine neue Lage für die Gewerkschaften schaffen. Der
Bundesbank-Präsident sprach dabei nicht als Privatperson. Seine Ansichten sind
vielmehr Ausdruck der wirtschaftspolitischen Meinung eines bedeutenden Teiles
der Großindustrie. Zugleich werden aber auch die Ansichten des Bundesbank-
Präsidenten von der Bundesregierung geteilt, was nicht zuletzt durch den von
der Regierung beschlossenen Entwurf eines „Gesetzes zur Sicherung der wirt-
schaftlichen Stabilität" bestätigt wird.

Was sagte nun Herr Blessing in Ham-
burg?

„Es ist das natürliche Bestreben der
Banken, ihre Geschälte auszuweiten.
Ich warne die Banken aber davor, dies
zu sehr auf Kosten der Liquidität zu
tun. Man kann sich schon jetzt des
Eindrucks nicht erwehren, daß manche
Banken ihre Liquidität bis an die Grenze
des eben noch Tragbaren strapaziert
haben. Ich möchte es klar aussprechen:
Die Notenbank wird denjenigen Ban-
ken, die ihre Kredite zu sehr ausge-
weitet haben, nicht aus der Patsche
helfen, wenn sie in Liquiditätsschwie-
rigkeiten geraten sollten, es sei denn
zu den Bedingungen, die die Noten-
bank in solchen Fällen für angemessen
hält. Das Zahlungsbilanzdefizit wird
die Bankenliquidität voraussichtlich
weiter schwächen. Ich rate den Banken
daher, bei ihrer weiteren Kreditgewäh-
rung äußerst vorsichtig zu sein.

Wozu hat nun die Bundesbank durch 

der ungen zeigt sich schon deutlich bei
den Lohnverhandlungen in der Stahl-
industrie. Ich möchte glauben, daß die
Tarife in der Metallindustrie, die vor
wenigen Monaten ausgehandelt wur-
den, mäßiger ausgefallen wären, wenn
die konjunkturellen Abschwächungs-
tendenzen damals schon so deutlich in
Erscheinung getreten wären wie heute."

Der Bundesbank-Präsident möchte
„den Arbeitsmarkt entspannen" —
das heißt also, wieder Arbeitslosig-
keit schaffen, um den Lohn drücken
zu können. Er sagt das deshalb so
deutlich, weil die Unternehmer, zu-
mindest ein Teil von ihnen, über
das Abflauen der Konjunktur be-
unruhigt sind und sich gegen eine
Politik der Restriktion wenden.
Diesen Unternehmern will er die
Vorteile seiner Politik klarmachen,
und dabei tritt die Arbeitnehmer-
feindlichkeit dieser Wirtschaftspoli-
tik zutage.

Kräfte" in der Marktwirtschaft, die
zwar nichts anderes waren als ein
Bluff, werden nun ganz offen abgetan.
Vielmehr soll der Staat zur Sicherung
der Höchstprofite und zur Restaurie-
rung eines Wirtschaftssystems, das
längst seine Daseinsberechtigung ver-
loren hat, in den Ablauf der Wirt-
schaft eingreifen. Und weil man be-
fürchtet, daß die Arbeiterschaft die-
sem nicht tatenlos zusehen wird, soll
dieser Prozeß durch Notstandsgesetze
gegen gewerkschaftliche Aktionen ab-
gesichert werden.

Die Arbeiterschaft in der Bundesrepu-
blikhat nach dem Kriege, als die Mehr-
zahl der Großindustriellen wegen ihrer
Nazivergangenheit eine Zeitlang aus-
geschaltet waren, die Betriebe wieder
aufgebaut und in Gang gebracht. Durch
den Fleiß der Lohn- und Gehaltsemp-
fänger wurde ein relativ hoher Le-
bensstandard erreicht. Diese Leistun-
gen geben aber den Arbeitern und An-
gestellten das Recht, Eingriffe des Staa-
tes in die Wirtschaft, die sich gegen
die Interessen der Mehrheit des Vol-
kes richten, zu verhindern. Der volks-
feindlichen .Konzeption des Bundes-
bank-Präsidenten Blessing und der
hinter ihm stehenden Regierung und
Großindustrie muß darum ein Pro-
gramm für das Volk entgegengesetzt

werden. H. W.
ihre Politik des „teuren Geldes" einen
solchen Zustand herbeigeführt, der
sich auch gegen die Interessen vieler
mittlerer Unternehmer und vor allem Auf Kosten der Verbraucher
des Mittelstandes richtet? Audi darauf
gilb der Bundesbankpräsident in sei-
ner Rede eine Antwort:

„Im Konsumgüterbereich gibt es aber
immer noch Auflriebstendenzen, der
Arbeitsmarkt — das neuralgische Zen-
trum unserer Schwierigkeiten — ist
nach wie vor angespannt, die Hortung
von Arbeitskräften hält an.“

An anderer Stelle heißt es:
„Eine Fortsetzung unserer gegenwär-
tigen Restriktionspolitik wird daher
auch dem Lohnkosten- und Preisauf-
trieb in nicht zu ferner Zeit ein Ende
setzen, und zwar um so rascher, je
stärker insbesondere die öffentliche
Hand ihre Investitionsausgaben ein-
schränkt. Die Anzeichen mehren sich,
daß das veränderte Investitionsklima
allmählich zu einer Auflockerung der
Arbeitsmarktlage und zu größerer Zu-
rückhaltung nicht nur bei den Tarif-
verhandlungen, sondern auch bei der
Gewährung übertariflicher Vergütun-
gen führt. Die Hortung von Arbeits-
kräften, die heute noch im Gange ist,
wird nachlassen. Die größere Resistenz
der Unternehmer gegenüber Lohnfor- 

Der Ministerrat der Europäischen wirt-
schaftsgemeinschaft hat nadi einer
„Marathonsitzung" die noch übrigge-
bliebenen Agrarmarktordnungen und
Agrarpreise verabschiedet. Wie immer,
audi diesmal auf Kosten der Verbrau-
cher. In der Bundesrepublik muß dar-
um mit wesentlichen Preiserhöhungen
für Milch, Butter, Käse, Obst, Rind-
fleisch, Kalbfleisch und Pflanzenöle
gerechnet werden. Ob mit den Agrar-
preiserhöhungen auch den Bauern in
der Bundesrepublik geholfen wird, ist
dabei sehr fraglich.

Ebenso wie die Hohe Behörde als In-
stitution einer kleineuropäischen Mon-
tanindustrie nicht in der Lage war,
auch nur einemBergmann den Arbeits-
platz zu sichern, hat sich die EWG
trotz aller gegenteiliger Beteuerungen
zu einem Riesenkarlell zur Ausplün-
derung der Verbraucher entwickelt.
Bezeichnend für die Sinnlosigkeit die-
ser Organisation ist die Tatsache, daß
der Ministerrat beschlossen hat, bei
Überproduktion von Obst und Gemüse
Stützungskäufe mit EWG-Geldern vor-

zunehmen, für den Fall, daß die ge-
wünschten Preise auf dem Markt nicht
erzielt werden. Dabei war sich der
Ministerrat darüber klar, daß die auf-
gekauften Mengen, weil sie ja nicht
gelagert werden können, vernichtet
werden müssen. Wir werden in der
nächsten Nummer der NACHRICHTEN
noch grundsätzlicher auf die EWG-Poli-
tik eingehen.

Nur 231 DM Arbeiterrenfe

Die durchschnittliche Arbeiterrente be-
trägt zur Zeit 231,50 DM, die durch-
schnittliche Angestelltenrente 392,90
DM. Wie aus einer Statistik des Ver-
bandes deutscher Rentenversicherungs-
träger hervorgeht, erhöhten sich die
Arbeiterrenten vom 1. Juni 1965 bis
zum Stichtag 1. Juni 1966 im Durch-
schnitt um 16,50, die Angestellten-
renten um 32,40 DM. Arbeiterwitwen
erhielten 181,10 DM, Angestelltenwit-
wen 261,70 DM.
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Wirtschaftswunder - nicht für alle

Ein Drittel der bundesdeutschen Haushalte

verfügt über weniger als 600 DM im Monat

Die Zeitung der IG Metall hat Zahlen veröffentlicht, die das Divo-Institut für
Wirtschafts- und Sozialforschung in einem „Handbuch für Forschung, Werbung
und Verkauf" bekanntgab. Diese nüchternen Zahlen zeigen mit erschreckender
Deutlichkeit, wie verbreitet die Armut trotz aller Wohlstandspropaganda in der
Bundesrepublik auch heute noch ist und in welchem Umfange eine kleine Schicht
von Großverdienern in unserem Lande den Rahm des so viel zitierten Wirt-
schaftswunders für sich abgeschöpft haben.

In dem Handbuch des Divo-Institutes
wird festgestellt, daß von den rund
20 Millionen Haushalten in der Bun-
desrepublik 770 000 mit weniger als
250 DM im Monat auskommen müssen.
2 120 000 Haushalte verfügten nach
Abzug von Steuern und Sozialversiche-
rung über ein monatliches Einkommen
von 250 bis 400 DM. Zwar fallen in
diese niedrigen Einkommensgruppen
zu einem großen Teil Ein-Personen-
Haushalte, aber für ein Drittel dieser
Einkommensgruppe mußten 250 bis
400 DM für mehrere Personen reichen.
Nur rund 3,8 Millionen Haushalte hat-
ten ein Einkommen zwischen 400 und
600 DM.

Aus diesen Zahlen geht hervor,
daß rund ein Drittel der 20 Millio-
nen Haushalte mit weniger als
600 DM im Monat leben müssen,
obwohl nach einer Schätzung der
finanzpolitischen Zeitschrift „Capi-
tal" in der Bundesrepublik das
Existenzminimum für einen Durch-
schnittshaushalt mit 663 DM ange-
setzt werden muß. Die von der IG
Metall zitierte Zeitschrift knüpft
daran die Bemerkung, daß mit we-
niger als 600 DM im Monat „nur
Rentner, Ein - Personen - Haushalte
und Hungerleider" auskommen.

Doch weiter in der Einkommensstati-
stik: 4,5 Millionen Haushalte haben
monatlich 600 bis 800 DM, 3.8 Millio-
nen zwischen 800 und 1000 DM, 3,2
Millionen zwischen 1000 und 1500 DM
und 960 000 Haushalte zwischen 1500
und 20000 DM Einkommen netto im
Monat. Nur 640 000 können nach Ab-
zug von Steuern und Sozialversiche-
rung über mehr als 2000 DM im Monat
verfügen.
Auch über die Möglichkeit, an den
Dingen teilzuhaben, die in einer mo-
dernen, zivilisierten Gesellschaft den
Menschen zur Verfügung stehen, oder
besser gesagt, wer alles nicht daran
teilnehmen kann, gibt das Divo-Hand-
buch eine erschöpfende Auskunft: Fast
jeder dritte Haushalt in der Bundes-
republik hat in seiner Wohnung we-
der Dusch- noch Bademöglichkeit, und
in der Einkommensgruppe bis zu 600
DM im Monat, das heißt für immerhin
6,7 Millionen Haushalte, muß jeder
Zweite auf ein eigenes Bad oder eine
eigene Dusche verzichten. 58 von 100
Haushalten haben keine Heißwasser-
einrichtung, nur 16 von 100 Personen
im Alter von 16 bis 79 Jahren leben
in einer Wohnung mit Zentralheizung, 

und nur drei Viertel aller Haushalte
besitzen Staubsauger und Kühlschrank.
Zwar verfügen fast alle über ein Radio
und immerhin 57 von 100 über ein
Fernsehgerät, aber in der Einkommens-
gruppe bis zu 400 DM monatlich ist
nur jeder Vierte mit einem Fernseh-
gerät „gesegnet".
Telefon gibt es in jedem fünften Haus-
halt, aber nur in drei von hundert Ar-
beiter- und in fünf von hundert Fach-
arbeiterhaushalten. Zwei von drei Fa-
milien haben kein eigenes Auto. Aber
77 von 100 Haushalten der Einkom-
mensgruppen von mehr als 1500 DM
im Monat haben einen Wagen; in den
Einkommensgruppen bis zu 400 DM
sind es von 100 nur fünf und in 3,6
Millionen Haushalten, die zwischen
400 und 600 DM monatlich zur Ver-
fügung haben, 14 von 100.
Von hundert Bundesbürgern im Alter
von 16 bis 79 Jahren konnten sich 61
keine Urlaubsreise leisten, und nur 8
von hundert gingen länger als drei
Wochen in Urlaub. Von denen, die
auf Urlaubsreisen verzichten müssen,
kommt der größte Teil aus der Perso-
nengruppe, die nur 400 DM im Monat
verdienen, und wo mehr als 1000 DM
Einkommen bezogen wurde, fuhren 50
Prozent in den Urlaub. Erst bei 1500

Höhere Preise für Fernsehgeräfe

Steigende Malerialkosten, höhere
Zinsbelastungen und — wie könnte es
auch anders sein? — Lohnerhöhungen
müssen dazu herhalten, Preissteige-
rungen für Fernsehgeräte zu begrün-
den. Das ergibt sich aus einer Erklä-
rung des Geschäftsführers des Fach-
verbandes Rundfunk und Fernsehen.
Dabei berührt eigenartig, daß im glei-
chen Atemzuge festgestellt wird, es
lägen 300 000 Fernsehgeräte auf La-
ger, also 40 Prozent mehr als im Jahr
zuvor.
Der Bundesbürger wird sich verwun-
dert fragen, wie sich das mit den Er-
hardschen Gesetzen von der „freien
Marktwirtschaft" zusammenreimen
läßt, nach denen sich der Preis nach
Angebot und Nachfrage richtet, daß
also bei einem Lagerbestand von
300 000 Fernsehgeräten der Preis sin-
ken müßte. Statt dessen werden Preis-
erhöhungen angekündigt. Die markt-
wirtschaftliche Weisheit Erhards er-
weist sich wieder einmal als Schwin-
del.

DM Einkommen waren es 75 Prozent,
die sich eine Urlaubsreise erlauben
konnten.

Nur jeder dritte Haushalt in der Bun-
desrepublik lebt in eigenem Haus
oder in einer Eigentumswohnung. Zwei
Drittel wohnen also zur Miete. 80 von
hundert Haushaltungen nennen ein
Sparbuch oder ein Konto ihr eigen,
aber die Ersparnisse reichen bei den
meisten höchstens für ohnehin notwen-
dige Anschaffungen, einen bescheide-
nen Notgroschen oder um einen klei-
nen Betrag, den man für die Erziehung
der Kinder zurücklegt. Nur zwei von
hundert wollen die Ersparnisse für
„Vermögensbildung" verwenden, also
Aktien oder Wertpapiere kaufen.

Das sind Zahlen, die beweisen, unter
welch bescheidenen Verhältnissen die
große Masse unseres Volkes auch
heute noch leben muß. Um so empö-
render ist das dumme Geschwätz vom
„Maßhalten", das der Bundeskanzler
Erhard bei jeder unpassenden Gele-
genheit an die Adresse jener richtet,
denen die Einkommensverhältnisse
schon viel zuviel Mäßigung auferlegen.
Daß es aber nicht nur arme und be-
scheidene Einkommensbezieher in der
Bundesrepublik gibt, das zeigen die
privaten Untersuchungen der schon
einmal zitierten Zeitschrift „Capital“,
die zu folgenden Feststellungen kommt:
Im Durchschnitt verfügen die Spitzen-
manager in der Warenhausbranche
monatlich über 33 000 DM Einkommen.
Etwas „schlechter" sind die Manager
aus der Automobilindustrie dran, die
sich im Durchschnitt mit 15 500 DM im
Monat begnügen müssen, gefolgt von
der Elektroindustrie mit 13 000, der
Stahlindustrie mit 12 500, den Banken
mit 11 500, der Feinmechanik und Op-
tik mit 8000 DM verfügbarem Einkom-
men im Monat.

„Aber", so schreibt die Metallarbeiter-
zeitung weiter, „diese Manager sind
nur Waisenkinder im Vergleich zu
dem, was die feine und exklusive Ge-
sellschaft der bundesdeutschen Um-
satzmilliardäre verdient, die aus 18
Familien besteht. Der Reigen dieser
18 Kapital-Königshäuser wird ange-
führt von Flick mit 6000 Millionen
Umsatz pro Jahr; es folgen Krupp,
Henle, Haniel, Reemtsma, die Zichy,
Wolff, Bosch, Schickedanz, Quandt,
Henkel, Horten, von Opel, Grundig,
Springer, Stumm, Oetker; das Schluß-
licht bildet mit nur 1000 Millionen
Jahresumsatz die Wehrhahn-Familie.
Diese 18 machen zusammen jährlich
Umsätze von 46 Milliarden oder 46 000
Millionen DM. Sie bilden die Spitze
der 200 reichsten Familien, die zusam-
men 85 Milliarden DM in ihren Unter-
nehmen umsetzen oder fast ein Viertel
des gesamten deutschen Industrie-
umsatzes, der 375 Milliarden DM be-
trägt.

Wie hoch das jährliche Einkommen
dieser Familien ist, um wieviel sich
ihr Vermögen von Jahr zu Jahr ver-
mehrt, darüber wird in der Bundes-
republik nicht geredet, sondern nur
geflüstert."
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Leber gegen „Godesberg“

Scharfe Kritik Berliner SPD-Funktionäre an den politischen Ideen Lebers

Neuordnung der Gesellschaft statt Tolerierung

Daß die politischen Intentionen Georg Lebers nicht nur in den Gewerkschaften
auf sdiarfen Widerspruch stoßen, sondern auch in seiner eigenen Partei, der
SPD, von vielen abgelehnt werden, beweist eine in der Berliner SPD-Zeitung
„Berliner Stimme" veröffentlichte Antwort auf ein Referat, das Leber vor dem
Parteitag der Berliner SPD gehalten hat, durch die Sozialdemokraten Harry
Ristock, Stadtrat und einer der Wortführer der Berliner SPD-Opposition, und
Dieter Kreft. In der Veröffentlichung beziehen sich beide auf das Godesberger
Programm der SPD und stellen fest, daß die Ideen Georg Lebers unvereinbar mit
den Forderungen der Godesberger Beschlüsse seien. Wie auf dem Gewerkschafts-
tag der IG Bau-Steine-Erden in Bremen hatte sich Leber auch in Berlin vorbehalt-
los für die Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung der Bundesrepublik ausgespro-
chen und den Bonner Staat ohne Einschränkung bejaht.

In ihrer Kritik an Leber gehen die bei-
den Autoren von der zweifellos zu-
treffenden Tatsache aus, daß die staat-
lichen Einrichtungen in der Bundes-
republik seit jeher „restaurativ be-
stimmt" werden und von einer wirk-
lichen Demokratisierung heute weiter
entfernt sind als bei der Gründung der
Bundesrepublik. Nach einer Analyse
der wirtschaftlichen Verhältnisse, die
nach Ansicht der Kritiker charakteri-
siert wird durch die wachsende Kon-
zentration wirtschaftlicher Macht und
die immer stärker werdende Einfluß-
nahme des Staates und der Staats-
bürokratie auf die wirtschaftliche Ent-
wicklung, stellen sie fest, daß Staat
und Wirtschaft zu einer Identität ver-
schmelzen und der Staat den Wirt-
schaftsprozeß reguliert und organisiert,
um den Bestand der kapitalistischen
Wirtschaftsordnung in der Bundesrepu-
blik zu sichern. Der Staat, so heißt es
weiter, hat konkrete Aufgaben in der
Wirtschaft zu erfüllen. Das jedoch
dürfe nicht zu der Behauptung verlei-
ten, er würde von vornherein im Inter-
esse der Allgemeinheit operieren.

Wörtlich heißt es in dem Artikel: „Es
ist darum völlig unverständlich, daß
Georg Leber sich so bedingungslos die-
sem Staat — wir verstehen ihn hier in
seiner Repräsentanz durch die Regie-
renden — einfügen kann. Mit dieser
Repräsentanz kann es keine Gemein-
schaft geben. Die SPD trägt Verant-
wortung vor dem ganzen Volke in ei-
nem völlig anderen Sinne als bei Le-
ber: Sie kann und darf nicht dazu die-
nen, wenigen Besitzenden ihre Privi-
legien zu erhalten. Der in unserer
Nachkriegsgesellschaft sich abzeich-
nende Prozeß der Formierung macht
auch vor den Köpfen führender Partei-
mitglieder nicht halt. Formierte Ge-
sellschaft ist jedoch aus ökonomischen
Gründen — gemeinsam mit einer
machtpolitischen Zielsetzung — ein
Mittel zur Stabilisierung von faktisch
undemokratischen Herrschaftsverhält-
nissen zugunsten der Besitzenden.
Diese Besitzenden, die in 20 Jahren
nach 1945 ihre gesellschaftliche Macht
unter der Oberfläche einer Wohl-
standsgesellschaft nicht nur stabili-
siert, sondern ins unvorstellbare aus-
geweitet haben, sie — die gesellschaft-

lich bestimmenden Kräfte der Bundes-
republik — haben die Mittel und die
Formen in der Beherrschung der Men-
schen gewandelt und perfektioniert.
Und weiter:
Die Jahre 1945 bis 1949 sind bestimmt
durch eine ungeheure Akkumulation
und Regenerierung des Besitzes in den
Händen einzelner. Bei einer Lohnaus-
schütlung faktisch am Rande des Exi-
stenzminimums werden die Grund-
lagen für das volle Ingangsetzen einer
privatkapitalistisch gelenkten Groß-

Angesfelltenkonferenz der

Gewerkschaft Holz

In einem Geschäftsbericht, der der
Bundesangestelltenkonferenz der Ge-
werkschaft Holz vorlag, ist zu entneh-
men, daß in zwei großen Industrie-
gruppen der Holzbe- und -Verarbeitung
von 1955 bis 1964 die Zahl der Ange-
stellten um 12 000 anstieg, während
die Zahl der Arbeiter um 11 900 zu-
rückging. Auch in den anderen Wirt-
schaftszweigen imOrganisationsbereich
der Gewerkschaft Holz zeigt sich eine
ähnliche Entwicklung.

In einer scharfen Entschließung hat die
Konferenz zu dem Streik der Holz-
arbeiter an der Saar, der durch eine
Einstweilige Verfügung verboten wur-
de, Stellung genommen. Es heißt in
dieser Entschließung: „Mit Empörung
haben wir davon Kenntnis genommen,
daß es den Arbeitgebern gelungen ist,
gegen den Arbeitskampf Einstweilige
Verfügungen zu erreichen, obwohl
alle arbeitsrechtlichen Möglichkeiten
ausgeschöpft waren. Die Möglichkeit,
daß Einzelrichter über die Hand-
habung des grundgesetzlich garantier-
ten Streikrechtes entscheiden, stimmt
höchst bedenklich. Aus diesem Ge-
schehen lassen sich Rückschlüsse zie-
hen, was aus demokratischem und ge-
werkschaftlichem Recht zu werden
droht, wenn Notstandsverfassung,
Dienstpflicht und Notstandsgesetz
Wirklichkeit werden." Die Entschlie-
ßung endet mit dem Satz: „Mit allen
demokratischen Kräften in der Bun-
desrepublik wollen wir eine Not-
standsverfassung verhindern."

Industrie gelegt, über 1949 hinaus bis
in unsere Tage ergibt sich für den
Unternehmer durch einen riesigen
Konsumverzicht der arbeitenden Men-
schen eine ungeheure private Kapital-
aneignung. Dieses so entstandene Ei-
gentum ist seinem Wesen nach amora-
lisch. Es stellt keine Sicherung der
Freiheit und keine Möglichkeit zur
Entfaltung der Persönlichkeit der Men-
schen dar. Es sichert die Demokratie
nicht, sondern gefährdet sie eigentlich
schon allein durch seine bloße Exi-
stenz. Wer sich hier — bewußt oder
unbewußt — zum Werkzeug derjeni-
gen macht, die diese realen ökonomi-
schen und politischen Machlverhält-
nisse verschleiern wollen, wird mit
zum Totengräber der Demokratie in
diesem Land."

Die politischen Vorstellungen Ge-
org Lebers, so stellen Ristock und
Kreft fest, seien kein „Beitrag" für
die Deutsche Sozialdemokratie. Sie
nennen seine politischen Ideen
„utopisch reaktionär", und meinen,
daß er wie ein Altliberaler argu-
mentiert, „der im Dornröschen-
schlaf die letzten 150 Jahre als
wundersames Traumbild erfahren
hat". Alle Ereignisse dieser Zeit-
spanne werden beiseite geschoben
und jede Verstaatlichung „mit dem
Symbol des Erbfeindes verteufelt".
Damit ist zweifellos der einfältige
Antikommunismus Lebers gemeint,
der sich in jeder seiner Reden mit
stupider Regelmäßigkeit wieder-
ündet.

Die Verfasser wenden sich aber auch
gegen die Lebersche Behauptung, daß
mit der Abschaffung des Privateigen-
tums „in allen Fällen die persönliche
Freiheit mitbegraben wird". Wörtlich
heißt es weiter: „Wenn Georg Leber
also einerseits die heroische ,Pflicht
und Verantwortung' der Bürger für den
Staat hervorhebt, der — wie nach-
gewiesen — gegenwärtig unkontrol-
lierbar ist, wenn er seinen Freiheils-
begriff überhaupt nur als Dienst am
Staat definiert und andererseits ein
abstraktes, unpolitisch - lebensechtes
Empfinden im Volk vermutet, das,
gleichfalls jenseits von gut und böse,
allen Menschen eigen ist, dann ge-
winnt Leber, weil er naiv-unpolitisch
argumentiert, die gleiche Basis dieses
Herrschaflsdenkens. Sicherlich spielt er
diese Rolle unbewußt. Aber seine
Funktion in der formierten Gesell-
schaft ist eindeutig.

Den politischen Vorstellungen Lebers,
die auf die Erhaltung der kapitalisti-
schen Wirtschafts- und Gesellschafts-
ordnung, gemildert durch Reformen
und Reförmchen, abgestellt sind, stel-
len die Verfasser der kritischen Ant-
wort das Godesberger Programm der
SPD gegenüber. Sie zitieren dabei die
Forderungen, die sich gegen die Re-
stauration der überholten Besitz- und
Machtverhältnisse in der Bundesrepu-
blik wendet:

„In der vom Gewinn- und Machtstre-
ben bestimmten Wirtschaft und Ge-
sellschaft sind Demokratie, soziale
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Sicherheit und freie Persönlichkeit ge-
fährdet. Der demokratische Sozialis-
mus erstrebt darum eine neue Wirt-
schafts- und Sozialordnung." Damit
habe, heißt es weiter, das Godesber-
ger Programm die Grundvorstellungen
einer neuen Wirtschafts- und Sozial-
ordnung formuliert, nämlich Mitbe-
stimmung der Arbeitnehmer und ge-
rechte Verteilung der Einkommen und
Vermögen.

Sehr zum Unterschied von Leber, des-
sen abfällige Bemerkungen über die
Mitbestimmungsforderungen des Deut-
schen Gewerkschaftsbundes unter den
Gewerkschaftern in der Bundesrepu-
blik Ärgernis erregt hat, wird in der
Kritik Ristocks und Krefts an Leber
ein Bekenntnis zur Mitbestimmung ab-
gelegt. Es heißt wörtlich in dem Auf-
satz:

„Nur die qualifizierte Mitbestimmung,
mit besonderer inhaltlicher Ausgestal-
tung, kann den aus ökonomischer
Notwendigkeit eingeleileten Formie-
rungsprozeß noch verhindern. Um es
ganz deutlich zu sagen: Mitbestim-
mung in dem Sinne, daß kein tatsäch-
licher Einfluß gegeben ist, die nur Auf-
sichtsratsposten für Gewerkschafts-
funktionäre schafft, wäre sinnlos. Die
qualifizierte Mitbestimmung ist nach
unserer Auffassung die letzte Chance,
noch einmal die Demokratisierung der
Gesellschaft vom Grunde her, aus den
Betrieben, einzuleiten. Durch verwäs-
serte Regelungen jedoch werden die
Arbeiter nicht mehr zu aktivieren sein.
Das zentrale Problem der gewerk-
schaftlichen Kritik an Gesellschaft und
Kapitalismus, die Kritik an der Macht-
verteilung, die auf Besitz beruht, wird
durch die Vermögensbildung in Arbeit-
nehmerhand allein nicht berührt. Im
Zusammenhang mit einer Neuordnung
der Wirtschaf tsverfassung kann eine
wirkliche Umverteilung der Vermögen
nur das Produkt einer umfassenden
Gesellschaftspolitik sein, die ihren
normativen Niederschlag durch die
Wirtschafts-, Preis-, Steuer- und Sozial-
politik finden müßte."

Am Schluß ihrer sehr umfangreichen
und eingehenden Kritik stellen die
Verfasser fest, daß „die Demokratie in
Deutschland wieder im Begriff ist, aus-
gehöhlt zu werden". Sie verweisen auf
die kommenden Krisen im Bergbau, in
der Stahlindustrie und in der Land-
wirtschaft und erinnern an die Gefah-
ren, die durch das Wiederaufleben des
Faschismus in der NPD sichtbare Ge-
stalt annimmt. Sie warnen weiter vor
dem Aufkommen eines „Wirtschafts-
faschismus", falls es nicht gelingt, die
„demokratischen Instinkte" des Vol-
kes zu wecken und zu aktivieren. Daß
sie die Politik, die Leber vertritt, nicht
für ein geeignetes Mittel halten, die
Demokratie in der Bundesrepublik zu
festigen, darüber haben sie in ihrem
Artikel keinen Zweifel gelassen, und
es wäre nur zu wünschen, daß die Ar-
beit Anlaß wäre, den Widerstand ge-
gen die Vorstellungen Georg Lebers
auch in den Gewerkschaften, und nicht
zuletzt in seiner eigenen — in der IG
Bau-Steine-Erden —, zu stärken Sr.

Gesellschaft- und Bildungspolitik

Moderne Bildungspolitik nur möglich

bei fortschrittlicher Gesellschaftsordnung

Um die europäische Bildungspolitik ist zur Zeit eine lebhafte Diskussion im
Gange. Es geht um die zweckmäßigsten Schulsysteme und Lernmethoden, die sich
in den europäischen Ländern in Ost und West entwickelt haben. Dabei ist be-
merkenswert, daß es für viele westeuropäische Wissenschaftler keine Scheu mehr
gibt, auch die Bildungssysteme in den sozialistischen Ländern zu studieren und
für sich nutzbar zu machen. Die vergleichende Literatur über Entwicklungen in
den kapitalistischen und sozialistischen Ländern wird immer umfangreicher, und
es werden nicht nur die Schulsysteme in den USA und in der UdSSR verglichen,
sondern auch die Lernmethoden in der Bundesrepublik mit denen der DDR.

Ein wesentlicher Unterschied zwischen
den Grundsätzen in der Bildungspoli-
tik in der DDR und der Bundesrepublik
beleuchtet die Tatsache, daß in der
Bundesrepublik nur 5 Prozent, in der
DDR aber 50 Prozent aller Studieren-
den aus Arbeiter- und Bauernfamilien
stammen. Das hat Professor Ralf Dah-
rendorf zu der Feststellung veranlaßt,
daß in der DDR die Auflösung traditio-
neller Hemmungen gegenüber den Bil-
dungsinstitutionen verwirklicht wor-
den sei. Dahrendorf nennt diese Ent-
wicklung im Zuge der gesellschaft-
lichen Umwälzung zwar einen „schmerz-
haften Prozeß", aber das ist auf keinen
Fall als Abwertung dessen zu betrach-
ten, was sich heute in der DDR als
praktisches Ergebnis einer neuen Bil-
dungspolitik darbietet.

In der DDR gehören die Zwergschulen
der Vergangenheit an. Bereits 1960
wurde die letzte von 4000 einklassigen
Schulen beseitigt, die 1945 als „bil-
dungspolitisches Erbe" übernommen
wurden. Nur rund fünf Prozent aller
Schüler besuchen in der DDR noch
zweiklassige Schulen. Vergleicht man
dazu die Verhältnisse aus der Bundes-
republik, bietet sich folgendes Bild:

Von rund 1600 einklassigen Schulen in
Bayern waren bis 1965 ganze 48 auf-
gelöst, von 1800 zweiklassigen wurden
60 beseitigt. In Rheinland-Pfalz besu-
chen heute noch 27 Prozent aller
Volksschüler ein- bzw. zweiklassige
Schulen, wobei in einigen Gegenden
der Prozentsatz sogar auf 45 ansteigt.
Mit Recht gelten Zwergschulen bei
modernen Pädagogen als überholte
Requisiten. Zwergschulen sind auch die
Ursache der Erscheinung, daß die Bil-
dungschancen von Landkindern, das
heißt ihre Aussicht, eine weiterfüh-
rende Schule erfolgreich zu besuchen,
wesentlich geringer ist als die der
Stadtkinder. Es gibt in der Bundes-
republik ein bedauerliches Bildungs-
gefälle zwischen Stadt und Land.

Als eines der interessantesten und be-
reits mit Erfolg erprobten Schulsysteme
in Europa haben Wissenschaftler und
Pädagogen die zehnklassige, allge-
meinbildende polytechnische Ober-
schule in der DDR bezeichnet. Dieses
mit dem Abitur abschließende Schul-
system läßt sowohl einen direkten

Weg zum Studium als auch einen in-
direkten über die betriebliche Berufs-
ausbildung zu. Die Bezeichnung „poly-
technisch" deutet auf das Bestreben
hin, den Erfordernissen einer moder-
nen, technisierten Gesellschaft Rech-
nung zu tragen und eine Synthese von
Arbeitswelt und Schule herzustellen.
Das wird u. a. durch die zeitweilige
Verlegung des Schulunterrichtes in die
Betriebe erreicht.

Auch in den westlichen Ländern meh-
ren sich die Stimmen der Fachleute,
die eine Synthese zwischen Schule und
Praxis befürworten. Bildung wird mehr
und mehr als ein wesentliches Pro-
duktionselement angesehen. So wer-
den sich zum Beispiel die technologi-
sche Entwicklung und die Intensität
der Forschung in der Industrie nur
dann steigern lassen, wenn genügend
qualifizierte Fachkräfte vorhanden sind.
Gesichtspunkte, die in der DDR zu den
wesentlichen Grundsätzen gehören.

Moderne Bildungspolitik ist nicht nur
abhängig von der Finanzierung, wenn-
gleich sie eine der wesentlichen Vor-
aussetzungen ist. Wer zum Beispiel
— wie die Bundesregierung — 20 Mil-
liarden DM pro Jahr für eine sinnlose
und gefährliche Rüstung verschleu-
dert, dem fehlen die Mittel, um an-
stelle veralteter Zwergschulen mo-
derne Bildungsanstalten zu setzen. Im
wesentlichen ist die Bildungspolitik
aber abhängig von den gesellschaft-
lichen Bindungen. Es ist darum kein
Zufall, daß, von einigen Ausnahmen
abgesehen, in den sozialistischen Län-
dern die fortschrittlichste Bildungspoli-
tik zu finden ist. Solange die Bildung,
wie in der Bundesrepublik, ein Mono-
pol der reichen Leute bleibt, wird sie
rückständig sein und den Erfordernis-
sen einer modernen wirtschaftlichen
und gesellschaftlichen Entwicklung
nicht mehr entsprechen. Fortschrittliche
Bildungspolitik ist darum nicht eine
Frage größerer oder geringerer Sti-
pendien, sondern vornehmlich das Re-
sultat einer fortschrittlichen Gesell-
schaftspolitik, die jedem das Recht
gibt, ohne Ansehen des Herkommens
und der Einkommensverhältnisse sich
seinen Fähigkeiten entsprechend zu
entwickeln.
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Wandlung in der Klassenstruktur und Gehaltsempfänger rasch ansteigt.
Ihr Anteil wuchs in der gleichen Zeit
von 38,5 auf 43,3 Prozent.

75 Prozent Lohn- und Gehaltsempfänger in der Bundesrepublik

Stärkere Differenzierung in der Arbeiterklasse

Seit Mitte der fünfziger Jahre hat sich die Klassenstruktur in der Bundesrepublik
unter dem wachsenden Einfluß der technischen Revolution ständig verändert.
In einer umfassenden Analyse stellt dazu das Deutsche Wirtschaftsinslitut, Ber-
lin, fest, daß sidi von 1950 bis 1962 die Zahl der sogenannten Erwerbspersonen
von 22 Millionen auf rund 26 Millionen, das heißt um 17,7 Prozent erhöht hat.
Gleichzeitig aber stieg die Zahl der Arbeiter, Angestellten und Beamten von
14,5 Millionen im Jahre 1951 um 46,8 Prozent auf 21,3 Millionen im Jahre 1962.
Ihr Anteil ist von 70,8 Prozent auf 77,7 Prozent angewachsen.

Zieht man davon einen bestimmten
Prozentsatz für die Angestellten und
Beamten ab, die infolge ihrer Ein-
kommensverhältnisse dem Bürgertum
zugerechnet werden müssen, bleiben
immerhin 75 Prozent der Bevölkerung,
die, in abhängiger Stellung, allein
vom Verkauf ihrer Arbeitskraft leben.
Rund 20 Prozent gehören den Mittel-
schichten an, und der Rest, also etwa
fünf Prozent, verteilen sich auf das
Großbürgertum. Analysiert man die-
sen an sich geringen Prozentsatz der
westdeutschen Bevölkerung, so ergibt
sich, daß zur Schicht jener, die die öko-
nomische und politische Herrschaft in
der Bundesrepublik ausüben, mit ihren
Angehörigen nicht mehr als ein Pro-
zent ausmachen. Daraus ergibt sich, daß
die Konzentration wirtschaftlicher und
politscher Macht in den Händen weni-
ger Konzern-und Monopolherren noch
nie so groß war wie heute, aber ihre
Basis gleichzeitig auch noch nie so
schmal.

Man würde jedoch vor einer oberfläch-
lichen Betrachtung stehen bleiben, be-
trachtete man diese allgemeinen Ent-
wicklungstendenzen, ohne zu über-
legen, daß die wissenschaftlich-tech-
nische Revolution nicht nur bedeutende
Veränderungen in bezug auf die Grö-
ßenordnung der Arbeiterklasse, son-
dern gleichzeitig auch in bezug auf
ihre Struktur hervorgerufen hat. Es ist
offensichtlich, daß sich diese gesell-
schaftlichen Veränderungen auch in
der Zukunft fortsetzen werden. Diese
Veränderungen kommen im wesent-
lichen in zwei Tatsachen zum Aus-
druck. Einmal hat sich die Zusammen-
setzung der Arbeiterklasse in der Bun-
desrepublik insofern gewandelt, als in
den letzten zwanzig Jahren außer-
ordentlich viele neue Menschen zu ihr
gestoßen sind. Dazu zählt zunächst ein
großer Teil der Flüchtlinge und Ver-
triebenen, von denen viele früher den
kleinbürgerlichen Schichten angehör-
ten. Auch infolge der Schrumpfung der
Betriebe in der Landwirtschaft und im
Handwerk kam ein Teil aus diesen
kleinbürgerlichen Schichten in abhän-
gige Arbeitsverhältnisse. Rechnet man
dazu alle, die erst nach 1945 die Schule
verlassen haben, so ergibt sich, daß
fast die Hälfte der zur Arbeiterklasse
zählenden Lohn- und Gehaltsempfän-
ger erst in der Nachkriegszeit in un-
selbständigen Verhältnissen beschäf-
tigt wurden und die kapitalistische
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Wirtschaftsordnung nur unter den Be-
dingungen einer langandauernden
Konjunktur kennengelernt haben.

Andererseits hat die technische Um-
wälzung dazu geführt, daß der Anteil
der Angestellten, Techniker, Inge-
nieure usw. wesentlich schneller
wuchs als die Gesamtzahl der Lohn-
und Gehaltsempfänger:

(in Prozent der Gesamtzahl der
Arbeiterklasse)

1907 17,7
1925 25,7
1939 27,2
1950 28,2
1958 34,1
1960 35,9
1962 37,0

Diese Entwicklung steht in engem Zu-
sammenhang mit bestimmten Verände-
rungen in der Intelligenzschicht als
Ergebnis der technischen Revolution.
Bekanntlich wächst nicht nur die Zahl
der Wissenschaftler, Ingenieure und
Techniker, sondern ein immer größerer
Teil der Intelligenz wird unmittelbar
mit dem kapitalistischen Produktions-
prozeß verbunden, das heißt, sie gera-
ten in eine immer stärkere Abhängig-
keit. Das führt dazu, daß sich die Stel-
lung vieler Angehöriger der Intelli-
genz der Arbeiterklasse, besonders der
Angestellten annähert.

Endlich führt die technische Revolution
zu Wandlungen in der Wirtschafts-
struktur und damit zu einer Neuver-
teilung der Lohn- und Gehaltsempfän-
ger in den verschiedenen Bereichen der
Wirtschaft. So ist zum Beispiel der An-
teil der Landarbeiter in der Arbeiter-
schaft erheblich abgesunken und auch
der Anteil der im verarbeitenden Ge-
werbe, insbesondere in der Industrie
und im Bauwesen tätigen Arbeiter
und Angestellten, von 61,5 Prozent im
Jahre 1939 auf 56,5 Prozent zurück-
gegangen. Innerhalb der Industrie ging
die Zahl der Textilarbeiter von rund
15 Prozent im Jahre 1936 auf 7,9 Pro-
zent zurück. Dafür stieg die Zahl der
in der elektrotechnischen Industrie, im
Fahrzeugbau und einigen anderen In-
dustriezweigen beschäftigten Arbeiter
und Angestellten um das Doppelte.
Bemerkenswert ist vor allem, daß der
Anteil der im Handel und in den
Dienstleistungsbetrieben tätigen Lohn-

Dieser Strukturwandel bedeutet
aber, daß sidi zwar der Anteil der
Arbeiterklasse an der Gesamt-
bevölkerung außerordentlich rasch
erhöht hat, zur gleichen Zeit aber
der Differenzierungsprozeß in der
Arbeiterklasse sich verschärfte.
Dieser Differenzierungsprozeß er-
schwert in gewisser Hinsicht das
einheitliche Handeln der Arbeiter-
klasse und erleichtert zugleich das
Eindringen großbürgerlicher und
monopolkapitalistischer Ideologien
in der Arbeiterschaft. Der Differen-
zierungsprozeß wird gleichzeitig
von den bürgerlichen Ideologen
ausgenutzt, um eine Theorie zu be-
gründen, nach der anstelle der Klas-
sen „soziologische Gruppen" und
anstelle der „Klassengesellschaft
des 19. Jahrhunderts" die plura-
listische Verbandsgesellschafl ge-
treten sei, wie es auch Erhard in
seinen Thesen zur formierten Ge-
sellschaft ausgesprochen hat.

Das entspricht durchaus der Taktik,
die im Kapitalismus seit jeher geübt
wurde, nämlich die Arbeiterschaft auf-
zuspalten — nach dem Prinzip: „Teile
und herrsche’", um damit ihre volle
Kraftentfaltung zu verhindern. D. R.

Verdienen am Vietnam-Krieg

Wie die deutsch-amerikanische Han-
delskammer in Köln verlauten ließ,
hat der Export der Bundesrepublik
nach den USA zur Zeit einen „ausge-
sprochen boomartigen Charakter". Im
Mai dieses Jahres wurde mit 148,5 Mil-
lionen Dollar, das sind rund 900 Mil-
lionen DM, ein neuer Monatsausfuhr-
rekord erzielt. Im Mai 1965 waren es
126,2 Millionen Dollar. In den ersten
fünf Monaten dieses Jahres lag der
Export um 20,7 Prozent über dem ent-
sprechenden Ergebnis des Vorjahres
und betrug 667,2 Millionen Dollar =
2,67 Milliarden DM.

Die deutsch-amerikanische Handels-
kammer nannte als Gründe für diesen
Exportaufschwung die Fortdauer der
Hochkonjunktur infolge der Rüstung
in den USA, was nichts anderes be-
deutet als: infolge des Vietnamkrieges.

Panorama-Chef abberufen

Der Leiter und Moderator der „Pan-
orama"-Sendung des Norddeutschen
Rundfunks, Joachim Fest, ist von sei-
nem Posten als Chef der bekanntesten
politischen Fernsehreihe in Deutsch-
land zum 1. Januar nächsten Jahres
abberufen worden. Damit erlebt er das
gleiche Schicksal wie seine Vorgänger
Gert von Paczensky und Rüdiger
Proske, deren Tätigkeit in dieser Sen-
dung in erster Linie den politischen
Parteien in Bonn mißfallen hatte.



Stiftung Mitbestimmung

12 Millionen DM Spenden aus Tantiemen

682 Stipendiaten erhielten 290 bzw. 400 DM Finanzhilfe

Es hat zwar keinen unmittelbaren Bezug auf die Debatte, die auf dem DGB-Kon-
greß in Berlin um die Ausweitung der Mitbestimmung geführt worden ist, jedoch
ist es in diesem Zusammenhang interessant, aus dem Bericht über das 12. Ge-
schäftsjahr der Stiftung Mitbestimmung zu erfahren, daß von den Vertretern der
Gewerkschaften in den Milbestimmungsorganen ein wesentlicher Teil der Ent-
schädigungen der Stiftung Mitbestimmung zufließt. Im Durchschnitt wird die
Hälfte des Nettoeinkommens aus den Tantiemen der Arbeitnehmervertreter in
die Stiftung eingebracht, die unbemittelten und begabten Kindern von Lohn- und
Gehaltsempfängern finanziell zum Studium helfen will.

Seit Gründung der Stiftung Mitbestim-
mung im Jahre 1954 sind ihr insgesamt
12 Millionen DM aus Spenden zuge-
nossen, und davon wurden allein für
Stipendien seit der Gründung 7,52 Mil-
lionen DM aufgewandt, zuzüglich 0,66
Millionen DM für Büchergeld. Im Jahre
1965 wurden an 682 Studierende rund
1,25 Millionen DM ausgezahlt. Aber
das ist nur eine Aufgabe der Stiftung,-
eine zweite ist die Förderung wissen-
schaftlicher Studien. Für sie wurden
seit 1954 mehr als eine Million zur
Verfügung gestellt. Und für die dritte
Aufgabe, für die Betreuung invalider
Bergarbeiter, wurden rund 1,5 Millio-
nen DM abgezweigt.

Die Tätigkeit der Stiftung Mitbestim-
mung, die für die Stipendiaten u. a.
audi noch Seminare, darunter Aus-
landsseminare, durchführt, wird vor-
wiegend ehrenamtlich verrichtet. An-
ders wäre auch der hohe Effekt des
Spendenaufkommens nicht möglich ge-
wesen. Zur Zeit gewährt die Stiftung
den Stipendiaten einen monatlichen
Zuschuß von 290 DM für Ledige und
400 DM für Verheiratete, dazu das ent-
sprechende Büchergeld. Leider reichen
die Mittel nicht aus, um allen Bewer-
bern gerecht zu werden. So konnten

beispielsweise von den 330 Bewerbern
des letzten Jahres nur 169 Berücksich-
tigung finden.

Von den 682 von der Stiftung Mit-
bestimmung Unterstützten — die übri-
gens von den Einzelgewerkschaften
des DGB vorgeschlagen werden —
studierten 439 an Hochschulen, 148 an
Fachschulen, 64 an Akademien für
Wirtschaft und Politik, und 31 befan-
den sich im Ausbildungsgang des zwei-
ten Bildungsweges. Nach Feststellun-
gen der Stiftung verbleiben etwa ein
Viertel der Stipendiaten nach Abschluß
ihrer Ausbildung innerhalb gewerk-
schaftlicher Tätigkeit bzw. im gewerk-
schaftsnahen Bereich. 75 Prozent der
Ausgebildeten aber — unter ihnen
Volks- und Betriebswirte, Mediziner,
Physiker, Chemiker, Ingenieure usw.—
stehen der Wirtschaft zur Verfügung.
Sie wählen ihren Weg nach eigener
freier Entscheidung, ohne Auflagen der
Stiftung Mitbestimmung. Die sachliche
Prüfung und Würdigung dieser Tat-
bestände könnte der billigen Polemik
vom „Machtrausch" und den „Pfrün-
den", die im Zusammenhang mit den
Mitbestimmungsforderungen der Ge-
werkschaften bei den Unternehmern
und einem Großteil unserer Presse
üblich ist, ein Ende bereiten. Doch das
darf bei den Gegnern der Mitbestim-
mung wohl kaum erwartet werden.

DGB zur Preisentwicklung

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat
erneut eine Stellungnahme zur Preis-
entwicklung abgegeben, die an die
Bundesregierung, die Länderregierun-
gen, an alle Bundestags- und Land-
tagsabgeordneten sowie an Institutio-
nen und politische Persönlichkeiten
gerichtet ist. In ihr heißt es: „Es liegt
in erster Linie in der Hand der Bun-
desregierung, ob die Preise weiter
steigen, ob unsere Einkommen und Er-
sparnisse weiterhin von der Preis-
lawine überrollt werden, ob die Le-
benshaltung des größten Teiles unse-
res Volkes weiter beeinträchtigt wird,
ob ernste Gefahren für unsere Wirt-
schaft heraufbeschworen werden.

Die Bundesregierung sollte die Tat-
sachen und die Gefahren, auf die die
Gewerkschaften hinweisen, ernst neh-
men. Sie sollte endlich die Maßnah-
men ergreifen, die die Gewerkschaf-
ten vorschlagen ..

Die Stellungnahme des DGB enthält
10 Forderungen: Sie lauten u. a.:

„Die Wirtschaftspolitik der Bundes-
regierung muß endlich in wirksamer
Weise koordiniert werden. Der Bun-
deskanzler, der nach dem Grundgesetz
die Richtlinien der Politik bestimmt,
muß preistreibende Alleingänge ein-
zelner Bundesminister unterbinden.
Die Bundesregierung muß endlich ge-

samtwirtschaftlichen Erfordernissen den
Vorrang vor den Interessen einzelner
Gruppen geben. Es dürfen keine neuen
willkürlichen Preiserhöhungen durch
politische Entscheidungen herbei ge-
führt werden.

Die Preiserhöhungspolitik des Land-
wirtschaf tsminisleriums muß sofort be-
endet werden. Alle Möglichkeiten zu
Preissenkungen für Ernährungsgüter
müssen unverzüglich genutzt und alle
vertretbaren Möglichkeiten ausgenutzt
werden, um billigere Waren aus dem
Ausland einzuführen.

Die mietenerhöhende Weiterführung
der Lücke-Gesetzgebung ist sofort zu
stoppen. Das Ausmaß der noch beste-
henden Wohnungsnot muß durch eine
genaue Feststellung des tatsächlichen
Wohnungsbedaris in den einzelnen
Stadt- und Landkreisen ermittelt wer-
den.

Es müssen beschleunigt wirksame
Maßnahmen zur Förderung des Wett-
bewerbs ergriffen werden. Hierzu ge-
hört vordringlich die sofortige Besei-
tigung der Preisbindung der zweiten
Hand.

Die Bundesregierung muß eine stahi-
lilälsfördernde Finanzpolitik betrei-
ben. Dazu gehören insbesondere: die
eindeutige Einstufung aller Ausgaben
nach dem Grad ihrer Dringlichkeit, die
Stillegung von Mehreinnahmen, die
sich aus der inflationistischen Entwick-
lung ergeben, das Unterlassen von
Mehrausgaben gegenüber den im Bun-
deshaushalt festgelegten Soll-Posi-
tionen.

Die auch in Zukunft drohenden Dek-
kungslücken im Bundeshaushalt von
jährlich mehreren Milliarden DM dür-
fen keinesfalls durch neue Steuer-
erhöhungen gestopft werden. Diese
würden mit Sicherheit auf die Preise
abgewälzt werden. Die durch die
„heimlichen Steuererhöhungen“ ohne-
hin benachteiligten Arbeitnehmer
würden dadurch doppelt betroffen.“

So richtig die Forderungen des DGB-
Bundesvorstandes auch sind: unver-
ständlich bleibt die „Enthaltsamkeit“
gegenüber den Rüstungskosten, die
zweifellos eine Hauptschuld an dem
katastrophalen Währungsverfall tra-
gen. Es wäre gewiß eine Aufgabe des
DGB gewesen, auf die Zusammen-
hänge zwischen Rüstungslasten und
Kaufkraftverfall hinzuweisen, zumal
die Gewerkschaften in zahlreichen Ent-
schließungen und Resolutionen den
Abbau der Rüstungslasten gefordert
haben.

Zu unterstreichen ist auf jeden Fall die
Feststellung des DGB, daß es in erster
Linie in der Hand der Bundesregierung
liege, ob die Preise weiter steigen und
die Einkommen von der Preislawine
überrollt werden oder ob dem Kauf-
kraftverfall Einhalt geboten wird.
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US-Kapifal im Vormarsch

1150 amerikanische Firmen in Westdeutschland

Vorliebe für Wachstums- und Rüstungsindustrie

Die „Amis" fühlen sich in der Bundesrepublik wie zu Hause. Mit den US-Streit-
kräften sind nicht nur rund 250 000 Mann hier stationiert, außerdem leben auch
noch 20 000 zivile Amerikaner bei uns, die sich als Beauftragte der amerika-
nischen Konzerne angesiedelt haben.

Ihre Aufgabe wird deutlich mit den
Bemerkungen der amerikanischen Zeit-
schrift The Nation, Washington, vom
25. 4. 1966:

„Die amerikanische Regierung tut, was
sie immer getan hat: Sie iolgl dem
Dollar oder lockt ihn an ... Das Vor-
handensein eines großen und zuneh-
menden wirtschaftlichen Überschusses
macht es absolut notwendig, daß die
Welt ireigehalten wird — für amerika-
nische Investitionen.“ Der amerika-
nische Botschafter McGhee bezifferte
kürzlich den Buchwert (!) der amerika-
nischen Direktinvestitionen in der
Bundesrepublik auf 10,8 Milliarden
DM. Franz Ullrich, vom Vorstand der
Deutschen Bank, rechnet dagegen mit
ausländischen Vermögensanlagen in
Höhe von 60 Milliarden DM, von denen
„der Löwenanteil auf amerikanische
Investitionen entfalle.“ (Industrie-
kurier, 26. 4. 1966.)

Beide Schätzungen sagen wenig über
den tatsächlichen Umfang aus, mit der
das US-Kapital die westdeutsche Wirt-
schaft kontrolliert. Gegenwärtig sind
in Westdeutschland 1150 amerikanische
Firmen ansässig. 1956 waren es nur
160 und 1957 erst 350. Die eigentliche
Dollar-Invasion setzte gegen Ende der
fünfziger Jahre ein, zu einem Zeit-
punkt, als die Restauration und Neu-
formierung der monopolkapitalisti-
schen Machtverhältnisse abgeschlossen
waren, das dritte Adenauer-Kabinett
als Stabilisierung des restaurativen
politischen Herrschaftssystems aufge-
faßt wurde, die großen Rüstungspro-
gramme anliefen und schließlich die
Gründung der EWG einen Markt mit
amerikanischen Größenordnungen er-
hoffen ließ.

Von den tausend umsatzstärksten Ge-
sellschaften der Vereinigten Staaten
hatten sich 1964 schon 700 jenseits des
Atlantiks etabliert. Eine Reihe rein
amerikanischer Unternehmen — unter
ihnen die Esso AG, Hamburg (800 Mil-
lionen DM Kapital); Adam Opel AG,
Rüsselsheim (750); IBM Deutschland
Internationale Büromaschinen GmbH,
Sindelfingen (230); Mobil Oil AG in
Deutschland, Hamburg (200); Ford-
Werke AG, Köln (120); Standard Elek-
trik Lorenz AG, Stuttgart (115); John
Deere-Lanz AG, Mannheim (110) und
Titangesellschaft mbH, Leverkusen
(100) — gehören zur Spitzengruppe
der westdeutschen Großindustrie. Tn
vielen anderen Konzernen, wie u. a.

AEG, DEA, Aral, Osram, besteht ein
maßgeblicher amerikanischer Kapital-
einfluß.

Die Amerikaner hegen also eine be-
sondere Vorliebe für marktbeherr-
schende Großunternehmen, ohne je-
doch an der mittleren Industrie —
eine Umfrage ergab, daß sich jeder
zehnte selbständige Unternehmer mit
Verkaufsabsichten trägt — vorbeizu-
gehen. Der Hamburger Industrie-Mak-
ler Angermann erklärt: „Ich habe
einen Auftragsstapel in Höhe von
einer Milliarde Mark. Das ist etwa die
Summe, die meine Klienten zahlen
wollen, wenn ich ihnen die gewünsch-
ten Betriebe in der Bundesrepublik
verschaffe.“

Schließlich richtet sich das amerika-
nische Interesse vornehmlich auf die
sogenannten Wachstumsindustrien,
d. h. also auf die Zweige, von denen
gegenwärtig die entscheidenden Im-
pulse für den technischen Fortschritt
in der gesamten Wirtschaft ausgehen,
deren Anteil an der industriellen Ge-
samtproduktion rasch wächst und die
z. T. auch zu den hauptsächlichen Trä-
gern der Rüstungsprogramme gehö-
ren. Schon am 14. 10. 1959 berichtete
die New York Times über Pläne ame-
rikanischer Rüstungsindustrieller, „die
deutschen Herstellern von Rüstungs-
material in dem Zeitraum 1959 bis 1965
angeblich eine ,Kapitalinjektion von
über 4 Milliarden DM' zukommen las-
sen wollen ... Schon diese Industrie
wird also dafür sorgen, daß die ameri-
kanischen Anlagen in Westdeutsch-
land weiter steigen."

Die US-MonopoIe halten heute wirt-
schaftliche Schlüsselpositionen besetzt,
u. a. in der Mineralölindustrie („Nicht
ganz ohne Grund klagen die deutschen
Ölmanager, daß das Wort des ameri-
kanischen Botschafters in Bonn in Sa-
chen Energiepolitik schwerer wiegt
als ihr eigenes" Die Zeit, 24. 9. 1965),
in der Kraftfahrzeug-, Flugzeug- und
Reifenindustrie, in der Elektrotechnik
und Feinmechanik-Optik, in einigen
Maschinenbau - Branchen wie Land-
maschinen und Büromaschinen ein-
schließlich der Datenverarbeitung so-
wie in den modernsten Bereichen der
Chemie. Die „zweite amerikanische
Invasion" und der „Ausverkauf der
deutschen Wirtschaft" gehen weiter —r
unterstützt vom offiziellen Bonn, das
nach dem Grundsatz handelt: „Wenn
sich die Amerikaner erst einmal auf
dieser Seite des Eisernen Vorhangs 

richtig engagiert haben, werden sie
uns nicht mehr so leicht ialleniasscn
können" (Frankfurter Allgemeine"
(25. 2. 1965).

Das ökonomische Engagement der
Amerikaner soll also deren politisches
Engagement stabilisieren und verstär-
ken. Von den USA-Konzernen, denen
in der Bundesrepublik „Heimatrecht"
eingeräumt wurde, wird erwartet, daß
sie ihren Einfluß in Washington im
Sinne der politischen Forderungen
Bonns geltend machen. Nicht zuletzt
sollte von allen Gewerkschaftern be-
achtet werden, daß die „Amerikanisie-
rung" unserer Wirtschaft die Verwirk-
lichung der Mitbestimmung und ande-
rer Reformen, wie sie im Grundsatz-
programm des DGB enthalten sind,
erschwert. Sie macht aber auch deut-
lich, wie notwendig es ist, daß die Ar-
beiterschaft und ihre Gewerkschaften
über die Grenzen hinaus ihre solidari-
sche Zusammenarbeit verstärken.

Dr. Tu.

Arbeiterkonferenz beendet

An der Mitte Juli stattgefunclenen Ar-
beiterkonferenz der Ostseeländer ha-
ben 582 Gewerkschafter teilgenommen;
darunter befanden sich Mitglieder von
Gewerkschaften, die dem Weltgewerk-
schaftsbund angehören wie auch dem
Internationalen Bund Freier Gewerk-
schaften.

Im Mittelpunkt der Reden und Aus-
sprachen standen die Bemühungen um
den Ausbau der Beziehungen zwischen

„Entwicklungstendenzen des

Spätkapitalismus"

88 Seiten stark, 3,— DM; zu beziehen
durch Heinz Seeger

799 Friedrichshafen, Erlenweg 3/9.

den Arbeiterorganisationen in den so-
zialistischen wie auch kapitalistischen
Ländern und der Sicherung des Frie-
dens. Den Teilnehmern war klar, daß
nur das gemeinsame Handeln der Ar-
beiterschaft Entspannung geben und
die friedliche Koexistenz tragfähig
machen könne. Im Anschluß an eine
große Solidaritätskundgebung für die
südvietnamesische Freiheitsbewegung
spendeten die Gewerkschafter u. a.
mehr als 3000 dänische Kronen, über
400 Schwedenkronen, 500 Rubel, 3000
isländische Kronen und 1900 MDN,
die den Vertretern der Nordvietname-
sischen Republik und der Befreiungs-
front überreicht wurden.
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Wohlstand durch Überstunden

Aus sehr durchsichtigen Gründen wird in der
Bundesrepublik von bestimmten Kreisen wieder
einmal die Steuerfreiheit für Überstunden ge-
fordert. In der DGB-Funktionärzeitschrift die
„Quelle" hat sich Horst Helbig mit diesem Pro-
blem beschäftigt. Er stellt die Frage: „Wohl-
stand durch Überstunden?" und schreibt:

_ .Es geht um die ganz simple
aber beklemmende Tatsache, daß

I —die Zahl der Frühinvaliden im-
IA/ ilj mernoch in erschreckender Weise

steigt. Am 1. Januar 1966 waren
es rund 1 400 000 Arbeitnehmer,
die infolge vorzeitiger Berufs-

oder Erwerbsunfähigkeit Rente bezogen Mil
einem jährlichen Zuwachs von 300 000 Frühinva-
liden in der Bundesrepublik wird gerechnet. Der
Vorsitzende der Landesvcrsicnerungsanstoll
Rheinprovinz hat jetzt bekanntgegeben, daß von
72 678 Renten, die 1965 versicherten Arbeitern im
Bereich dieser LVA zuerkannt wurden, 33 746 —
das sind mehr als 46 Prozent - an Frührentner
gingen; an Arbeiter also, die vor Vollendung
des 65. Lebensiahres aus dem Arbeitsprozeß
ausscheiden. — Nach dem gegenwärtigen Stand
erreichen von 10 Menschen, die im Erwerbsleben
stehen, nur vier die Altersgrenze. — Mit diesen
erschreckenden Zahlen haben wir uns zu beschäf-
tigen, wenn das Problem der Steuerfreiheit für
Überstunden diskutiert wird. Leider weist unsere
Statistik nicht aus, in welchem Umfang Über-
stunden die Ursache für diesen vorzeitigen Ver-
schleiß von Arbeiskrafl und Gesundheit gewesen
sind. Daß sie jedoch wesentlich dazu beitragen,
wird niemand bezweifeln, der mit den Tat-
sachen vertraut ist. Leider ist es auch eine Tat-
sache, daß der ,Wohlstand" der deutschen Ar-
beitnehmer, soweit man davon überhaupt reden
kann, ein (Überstunden Wohlstand' ist. Bei
einem durchschnittlichen Brulto-Stundenlohn in
der Industrie von 4,63 DM für die Männer und
3,18 DM für die Frauen, kann sich |eder aus-
rechnen, wieviel ein Arbeiter bei einer normalen
Arbeitszeit in der Woche verdienen kann. -
Die Tarifpolitik der Gewerkschaften ist darauf
gerichtet, daß der Arbeitnehmer auch bei einer
normalen Arbeitszeit von 40 bis 42 Stunden in
der Woche ein ausreichendes Einkommen er-
zielen kann. Es muß ihm möglich sein, an dem
materiellen Zuwachs unserer Gesellschaft teil-
zuhaben; er soll weder auf eine Urlaubsreise
noch auf eine menschenwürdige Wohnung ver-
zichten müssen. — Die Gewerkschaften wollen
die Arbeitszeit effektiv und nicht nur auf dem
Papier verkürzen. Das liegt im Interesse der
schaffenden Menschen. Sie sollen mit ihrer Ge-
sundheit und Arbeitskraft nicht Raubbau trei-
ben "

Otto Brenner zur Sfahlkonzenfration

Zu dem Vorhaben der Stahluntcrnchmer, die Ge-
sellschaften der Stahlindustrie in vier Walzstahl-
kontore zusammenzuschließen, schreibt der Vor-
sitzende der IG Metall, Brenner, u. a. folgendes:

ä Eine stärkere gesamtwirlschaft-
/|\ liehe Orientierung der Unlerneh-

//ZA menspolilik wird von den Ge-
werkschaflcn schon seit langem

/Z^\\ gefordert. Die Walzstahlkontore
sind ein Mittel dazu. Eine solche
private Wirtschaftsplanung -

daran haben die Gewerkschaften nie einen Zwei-
fel gelassen — kann jedoch von uns nur akzep-
tiert werden, wenn die Vertreter der Arbeitneh-
mer in diesen mit großer Macht ausgerüsteten
Einrichtungen mitbestimmen können. Man muß
sich sogar fragen, ob hier nicht eine öffentliche
Kontrolle erforderlich wäre.

Die von den Kontoren nach der jetzigen vertrag-
lichen Konstruktion ausgehenden Entscheidungen
würden die Arbeitnehmervcrfretor in den milbe-
stimmfon Organen der Unternehmen tatsächlich
und rechtlich weitgehend binden und damit die
Mitbestimmung aushöhlen Gerade das würde
sich in der gegenwärtigen Situation zum Nach-
teil der Arbeitnehmer auswirken, denn Still-
legungsaktionen worden noch Errichtung der
Walzstahlkontore verstärkt weitergehen.

Unsere Aufgabe muß es sein, diese wirtschaft-
lichen Umstellungen planvoll zu gestalten und
soziale Härten für die Belegschaften rechtzeitig
obzuwenden. Dem dienen auch die Gespräche,
die Vertreter der IG Metall und des DGB seit
einiger Zeit mit Vertretern der Eisen- und Stahl-
industrie führen.

Die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitge-
berverbände ist nicht gut beraten, wenn sie aus-
gerechnet in dieser Situation einen Frontalan-
griff auf die Monfanmifbestimmung startet.

Die heiligen Kühe

Unter der Überschrift „Die heiligen Kühe blie-
ben am Leben" befaßt sich die Monatszeitschrift
für die Funktionäre der IG Metall „Der Gewerk-
schafter" mit dem SPD-Parteitag. In dem kriti-
schen Kommentar heiß es u. a.:

Die „heiligen Kühe" der Deulsch-
/|\ landpolitik wurden auf dem

SPD-Parteitag in der Dortmun-
/XZ\ der Westfafenholle nicht ge-

schlachtet Man hat sie nur fein
* 1 säuberlich auf ihrer Weide ein-

gezäunt, wo sie ruhig weiter-
grasen dürfen, während mit kleinen und vor-
sichtigen Schritten versucht werden soll, den Ab-
grund zu überwinden, der die Bundesrepublik
von ihren westlichen Nachbarn und Deutscmand-
West von Deutschland-Ost trennt.

Es gibt drei vielzitierte Grundsätze der Deutsch-
landpolitik die Verantwortung der vier Mächte
- USA, England, Frankreich und Sowjetunion -
für die Wiedervereinigung, den Alleinvertre-
tungsanspruch der Bundesrepublik für ganz
Deutschland und die Nichtanerkennung der DDR.
Diese Grundsätze sollen zwar im Kern weiterhin
stimmen, aber nicht mehr .wirklichkeitsfremd
ausgelegt' werden!
Auch bezüglich der Gebiete östlich der Oder-
Neiße behalten die bisherigen „abgewogenen"
Erklärungen ihren guten Sinn. — Aber .keiner tut
gut daran, mehr zu versprechen, als er geben
kann“I

Nicht irgendeine wilde Fronde, sondern Männer
wie Heinrich Ritzel, 50 Jahre Gewerkschaflskol-
lege, 53 Jahre SPD-Genosse, 16 Jahre Bundes-
tagsobgeordneter und einer der gefürchtetsten
Haushaltsexperlen, haben manche in ihrer Gläu-
bigkeit an die Notstandsgesetze erschüttert.
Auch wenn sie hinterher nicht für die Entschlie-
ßung stimmten, die ihre Ablehnung forderte

Heinrich Ritzel sagte, daß die Kreise, die in der
Bundesverwaltung diese Notstandsgesetze fabri-
zieren, noch nicht jene Sicherheitsgarantien ge-
ben, um Vertrauen zu wecken. Und er fuhr fort:
.Georg Leber hat Vertrauen."

Das Godesberger Programm, zu dem sich Willy
Brandt erneut bekannte und als dessen General-
thema er „die Überwindung des Feudalismus
im wirtschaftlichen Bereich" bezeichnete, wurde
offenbar vergessen, als es um die Sicherung
der qualifizierten Mitbestimmung bei Eisen und
Stahl und ihre Ausdehnung auf weitere Bereiche
der Wirtschaft ging. Wie aber will man den
Feudalismus im wirtschaftlichen Bereich überwin-
den, wenn man der gewerkschaftlidien Forde-
rung nach mehr Mitbestimmung die Zustimmung
versagt?

Probleme der Deutschlandpolitik
und des Neonazismus

In der Nummer 15 beschäftigt sich die Gewerk-
schaftsleitung „druck und papier" mit den Pro-
blemen der Deutschlandpolitik und schreibt u. a.:

Das Wahlergebnis an Rhein und
Ruhr wird die Bundesregierung

■ 1 zu einigen Konscguenzen zwin-
gen. Ganz sicher wird es in der
Wirtschaftspolitik nicht so wei-
tergehen können wie bisher.
Schließlich hat das Votum der

Wähler des größten Bundeslandes auch mit der
Misere des Bergbaus zu tun - und auch mit der
allgemeinen inflationären Entwicklung Unbe-
weisbar dagegen ist die Einwirkung der Deutsch-
landpolitik Bonns auf das Wahlergebnis. Hier
wird man auf Vermutungen und Spekulationen
angewiesen bleiben. Läßt sich wenigstens ein
Teil des Aufschwungs, den die SPD nahm, auf
ihre Dcutsch'and-Initialiven der letzten Zeit zu-
rückführen? Auf ihre Bereitschaft, mit den Kom-
munisten zu diskutieren und der Erkenntnis Rech-
nung zu tragen, daß cs ohne die deutschen
Kommunisten - oder gor gegen sie - keine
Wiedervereinigung geben wird? Gab der nord-
rhein-westfälische Wähler auch sein Urteil über
die starre Haltung Bonns zu den jüngsten Pas-
sierschcinverhandl ungen?

Wir in der Bundesrepublik befinden uns jedoch
in einer gefährlichen Selbsttäuschung, wenn wir
glauben, die Bevölkerung in der DDR billige
einhellig unsere gesamtdeutsche „Anmaßung".
Es ist ganz unverkennbar, daß sich immer wei-
tere Bevölkerungskreise drüben mit ihrem eige-
nen Staat identifizieren, an dem sie zwar leiden
mögen, der ihnen jedoch Arbeit, Brot und Woh-
nung gibt und auf dessen wirtschaftliche Leistun-
gen sie stolz sind, weil es ihre eigenen Leistun-
gen sind.

Deutlich geworden ist: Es wird keine deutsche
W'iedervereinigung auf friedlichem Wege ge-
ben, bei der einer der beiden Teilstaaten durch
den anderen annektiert werden könnte. Die Ein-
sicht haben wir. Doch noch zögern wir, daraus
die politischen und die rechtlichen Konsequen-
zen zu ziehen. Der gescheiterte Redneraustausch
hat es klargemacht.

In der gleichen Nummer beschäfigt sich ein Kom-
mentar mit der neonazistischen NPD. Es heißt
dort:

„Man lasse sich nicht täuschen, wenn die An-
hänger der NPD beteuern, sie hätten nichts mit
dem Nazismus zu tun. Natürlich hören wir nicht
die alten Parolen - aber der alte Geist wird auf
neue Verhältnisse übertragen: Man spricht nicht
mehr von der Herrenrasse - aber man sät Haß
gegen die Gastarbeiter; man will keine Kolo-
nien - aber man ist gegen Entwicklungshilfe;
man bekennt sich nicht zum Antisemitismus -
aber man ist gegen Wiedergutmachung. Man ist
gegen Intellektuelle, Emigranten, amerikani-
schen Lebensstil, Gewerkschaften, moderne Kunst
. . . kurz: Man bedient sich aller auffindbaren
Ressentiments, um mit ihnen Politik zu machen.
Hier eben liegt die Parallele zwischen NPD und
NSDAP: Man appelliert an Gefühle, statt an
den Verstand, darum sind politische Urteile der
Einsicht und kritischer Prüfung entzogen.

Wenn unser Volk seiner von der NPD so oft be-
schworenen .nationalen Würde' eines schuldig
ist, dann ist es dies: den Verführern nicht ein
zweites Mal Gehör zu schenken."

Nicht weif entfernt von Klassenjustiz

Die Holzarbeiter-Zeitung vom Juli beschäftigt
sich noch einmal mit dem Streik der Holzarbeiter
an der Saar, der durch die einstweiligen Ver-
fügungen der Arbeitsgerichte Neunkirchen und
Saarbrücken abgewürgt worden ist. Bei diesem
Streit ging es bekanntlich u. a. auch um eine
Versorgungskassc für Gewerkschaftsmitglieder.
Die Zeitung schrieb dazu:

Ändert sich diese Meinung nicht,
F/S dann werden die Folgen für die
•■■■ Gewerkschaften eines Tages

böse sein. Sie werden dann gor
1OIZ« nicht mehr nur für ihre Mitglie-

der Verträge abschließen, son-
dern allgemeinverbindliche Ab-

machungen treffen. Sie kommen damit schon in
die Nähe jener Organisationen, die in Diktatur-
staaten die Rolle des Büttels übernommen haben.
Dieser Tatbestand wird aber offiziell nicht zur
Kenntnis genommen, wahrscheinlich weil man ihn
nicht sehen will. Es ist doch ein Unding, daß in-
zwischen die negative Koalitionsfreiheit ein höhe-
res Rechtsgut geworden ist als die Grundrechte,
die in unserer Verfassung verankert sind. Diese
Entwicklung ist ein Ausdruck der antigewerk-
schaftlichen Haltung in der Bundesrepublik und
nicht weit entfernt von einer Klassenjustiz, die
eindeutig gegen die Gewerkschaften gerichtet
ist. Sie entspricht aber genau den Vorstellungen
der formierten Gesellschaft, die Arbeitnehmer in
ständiger Abhängigkeit zu halten . .

„Ein Arbeitskampf ist schließlich nicht etwas, was
man nach Belieben hervorholt und wieder ver-
schwinden läßt, sondern ein elementares Grund-
recht, das in unserer Verfassung verankert ist.
Deshalb erscheint es uns auch recht problema-
tisch, wenn ein einzelner Richter mit einer sol-
chen Machtfülle ausgestattet ist, daß er in ein
solches Grundrecht einqreifen kann. Und das
noch unter Umständen, die keineswegs geeignet
sind, das Vertrauen in die Justiz zu stärken.

Man muß sich einmal verstellen, zu welchen
Weiterungen es auf anderen Gebieten führen
kann, wenn ein einziger Mann, der nur eine
Seite gehört hat, wesentliche Rechtsgüter, die
durch die Verfassung geschützt sind, einfach
suspendieren kann. Ganz abgesehen davon, daß
er allem Anschein nach überfordert ist, die
politische Tragweite seines Eingreifens zu er-
kennen . . ."
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TERMIN

KALENDER

■ 4.—9. September

Gewerkschaftstag der IG Chemie-
Papier-Keramik in Dortmund

■ 11.—16. September
Gewerkschaftstag der Gewerkschaft
Nahrung, Genuß, Gaststätten in
Bremen

■ 13.—16. September
Betriebsräte- und Vertrauensleute-
konferenz der IG Metall in Karls-
ruhe

DGB gegen Rechfsradikalismus

In Bayern tut sich etwas: Die NPD,
eine im Zwielicht des versteckten
Rechtsradikalismus stehende junge
Partei, tritt zur Offensive gegen die
10-Prozent-Hürde an, die sie im Herbst
zumindest in ihren fränkischen Hoch-
burgen anläßlich der Landtagswahl
überspringen will. Allein im Raum
Aschaffenburg sind einhundert Kund-
gebungen geplant. In den Städten Bay-
reuth, Ansbach, Schweinfurt, Coburg
wird es ähnlich hoch hergehen.
Während die Parteien noch zögern,
den „Anfängen zu wehren", hat die
IG Metall in Bayern die Initiative er-
griffen: In München fand eine Funktio-
närtagung zum Thema „Rechtsradika-
lismus" statt. Es wurde umfangreiches
Arbeitsmaterial vorgelegt, das — so
darf man nur hoffen — demnächst als
Broschüre verbreitet werden soll. Aus
dem Inhalt sei nur kurz die Arbeit der
Presse herausgegriffen:

So wurde der „Reichsruf" als Presse-
organ der ehemaligen Deutschen
Reichspartei, in „Deutsche Nachrich-
ten" umbenannt und als Organ der
NPD im Zeitungshandel angeboten.
Gleichzeitig wurde die „Deutsche Wo-
chenzeitung" zum Kopfblatt der „Deut-
schen Nachrichten". Beide Zeitungen
erscheinen in Hannover und sollen an-
läßlich des bayrischen Wahlkampfes
in verstärkter Auflage herauskommen.
Weiter werden geschickt Vorurteile
ausgenützt, um den „Feind vom
Dienst", ohne den kein Radikalismus
auskommt, zu finden. Flugblätter mit
der Überschrift „Heute Kollegen —
morgen Lohndrücker", „Die Gastarbei-
ter sind unter uns" sagen genug, und
in den Referaten wird die Hetze gegen
die ausländischen Arbeitskräfte immer
wieder geschürt.
Der DGB-Landsbezirksvorstand hat in
seiner letzten Vorstandssitzung be-
schlossen, in den nächsten Monaten
drei kontinuierlich aufbauende Ver-
anstaltungsreihen durchzuführen. Da-
bei steht die Absicht im Vordergrund,
durch systematische Konfrontation mit

Seif zehn Jahren KP-Verbot

Am 17. August 1956 hat das Bundes-
verfassungsgericht nach mehr als 50
Verhandlungstagen das Verbotsurteil
für die Kommunistische Partei in der
Bundesrepublik verkündet. Seit der
Zeit hat es nicht an Stimmen namhaf-
ter Politiker und Rechtswissenschaft-
ler gefehlt, die dieses Verbot kritisiert
haben und für rechtlich sowie politisch
falsch hielten. Die verfassungsrecht-
liche Grundlage für den Verbolsantrag
war der Artikel 21 des Grundgesetzes,
der Parteien für verfassungswidrig er-
klärt, die „davon ausgehen, die frei-
heitlich - demokratische Grundordnung
zu beseitigen oder den Bestand der
Bundesrepublik zu gefährden". Nun
wird im Ernst niemand behaupten, daß
die KPD, die unter dem in der Bundes-
republik herrschenden antikommuni-
stischen Dogma immer mehr an poli-
tischem und organisatorischem Einfluß
verloren hatte, in der Lage gewesen
sei, den Bestand der Bundesrepublik
zu gefährden, ganz abgesehen davon,
daß sie sich, wie die anderen Parteien,
zur Einhaltung demokratischer Grund-
sätze verpflichtet hat. Der wahre
Grund des KPD-Verbotes aber war
wohl auch weniger, die Kommunistische
Partei aus dem politischen Leben der
Bundesrepublik auszulöschen — was
zweifellos gar nicht gelungen ist —,
sondern formalrechtliche Möglichkei-
ten zu haben, alles, was sich links von
der Sozialdemokratischen Partei be-
wegt, in das Getriebe der politischen
Justiz zu zerren
In den zehn Jahren, die nach dem Ver-
bot der Kommunistischen Partei ver-
gangen sind, hat sich das Bild der
nationalen und internationalen Politik
verändert. Es wäre darum an der Zeit,
Überlegungen anzustellen, das Verbot
aufzuheben und den Kommunisten in 

den geistigen Ursachen, den Formen
und Ansätzen dieser rechtsradikalen
Strömungen die Kollegen zu immuni-
sieren. Es ist wohl allgemein versäumt
worden — insbesondere in den Schu-
len —, die Demokratie zu üben, Inter-
esse für Politik wachzurufen und Ge-
schichte nach rückwärts zu lehren,
nicht umgekehrt. Deshalb finden sich
heute erneut Unbedarfte, Unzufrie-
dene, Vorurteilsbeladene und Allzu-
willige dort, wo ihnen nach dem Mund
geredet wird.

Wenn man nach Vorgängen an der
Universität Gießen in einer Sendung
des 1. Deutschen Fernsehens zu der
Feststellung gelangt, daß schätzungs-
weise 20 Prozent der Studenten rechts-
radikal bzw. rechts orientiert sind,
dann ist eigentlich schon wieder viel
zu lange gewartet worden. Das bay-
rische Beispiel sollte Schule machen,
und auch die übrigen Erwachsenenbil-
dungseinrichtungen, vor allem die
Volkshochschulen, sollten sich daran
erinnern, daß alles schon einmal da
war! e . ßt 

der Bundesrepublik eine offene poli-
tische Tätigkeit zu ermöglichen. Das ist
um so notwendiger, als das Drängen
der Deutschen in Ost und West nach
Versachlichung der Beziehungen zwi-
schen beiden deutschen Staaten als
einen Schritt zur Wiedervereinigung
ohne die Wiederherstellung der poli-
tischen Rechte der Kommunistischen
Partei in der Bundesrepublik zumin-
dest wesentlich erschwert wird.

Es liegt auch durchaus im Interesse
der Gewerkschaften, die Legalität der
Kommunistischen Partei zu fordern —
einmal, weil das Verbotsurteil vom
17. August 1956 den demokratischen
Grundsätzen unserer politischen Ord-
nung widerspricht, und weil zum an-
deren die ehemaligen Mitglieder der
Kommunistischen Partei sich in den
Gewerkschaften durchaus als tüchtige
und loyale Mitglieder und Funktio-
näre bewährt haben. Ihre Mitarbeit in
einer demokratischen Organisation,
wie es die Gewerkschaften sind, ist
auch ein Beweis dafür, daß die Kom-
munisten in der Bundesrepublik nicht
„darauf ausgehen, die freiheitlich-de-
mokratische Grundordnung zu beein-
trächtigen". Es ist mehr als ein Gebot
politischer Klugheit, die Legalität der
Kommunistischen Partei wiederherzu-
stellen, sondern gleichzeitig auch ein
Kriterium dafür, wie weit die Demo-
kratie in der Bundesrepublik ernst ge-
nommen wird.

Zu guter Letzt:

Wir sollen den Amerikanern ihren
Rüstungsschrott abkaufen . . . „Die
Amerikaner pressen uns das letzte
Geld aus der Bundeskasse, in einem
Augenblick, in dem sie ohnehin fast
leer ist; und mit dem Geld kaufen die
Amerikaner dann gute deutsche Un-
ternehmen, um endlich die deutsche
Wirtschaft in die Finger zu bekom-
men."
So formuliert eine große deutsche Ta-
geszeitung die Meinung der Bundes-
bürger in bezug auf den sogenannten
Devisenausgleich. Die Zeitung hat da-
mit die Stimmung der Bevölkerung gut
getroffen, auch wenn sie selbst ande-
rer Auffassung ist.
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